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14-P-2009-19344-00 
Bielefeld 
Beamtenrecht 
Disziplinarrecht, Gnadenrecht 
 
 
Der Petitionsausschuss nimmt zur Kennt-
nis, dass mit Ladung vom 26.10.2011 in 
dem Klageverfahren gegen die Verset-
zungsverfügung nunmehr ein Gerichtster-
min für den 13.12.2011 anberaumt worden 
ist. 
 
Wegen des noch laufenden Verfahrens 
wird auch weiterhin von einer sachlichen 
Prüfung der Petition abgesehen. 
 
Die Landesregierung (Ministerium für In-
novation, Wissenschaft und Forschung) 
wird gebeten, den Petitionsausschuss 
über den Ausgang des Verfahrens zu be-
richten. 
 
 
15-P-2010-00921-00 
Herzogenrath 
Straßenbau 
 
 
Der Petitionsausschuss hat zur Kenntnis 
genommen, dass nach der Priorisierung 
der Vorhaben des Bedarfsplans für die 
Bundesfernstraßen durch die Landesre-
gierung die Planung der B 258 Aachen- 
Richterich nicht weiter verfolgt wird.  
 
 
15-P-2010-01372-00 
Wachtberg 
Wasser und Abwasser 
Bauleitplanung 
Bauordnung 
 
 
Der Petitionsausschuss weist darauf hin, 
dass das Starkregenereignis vom 
3.7.2010 weit über ein hundertjähriges 
Hochwasserereignis hinausgegangen ist. 
Dieses gilt als Bemessungsgrundlage für 
einen vernünftigen Hochwasserschutz. 
Der Gemeinde W. sind daher im Hinblick 
auf das Schadensereignis vom 3.7.2010 
keine Vorhaltungen zu machen. 
 
Der Ausschuss hat zur Kenntnis genom-
men, dass seitens der Wasserbehörden 

des Landes bis 2013 eine Gefahrenkarte 
vorgelegt wird. Die Vorarbeiten hierzu lau-
fen.  
 
Nach Durchführung einer Ortsbesichtigung 
sieht der Ausschuss Handlungsbedarf, da 
sowohl durch Maßnahmen an der Bach-
böschung als auch durch private Hoch-
wasserschutzmaßnahmen Eingriffe am 
Gewässer vorgenommen wurden. 
 
Der Ausschuss begrüßt, dass die Ge-
meinde Wachtberg eine Fachkraft für den 
Gewässerschutz eingestellt hat, die so-
wohl mit den Anwohnern als auch mit der 
Unteren Wasserbehörde konstruktiv zu-
sammenarbeitet. Der Ausschuss ermutigt 
alle Beteiligten zusammen zu arbeiten und 
gemeinsam die Rahmenbedingungen zu 
verbessern, damit künftige Hochwässer 
nicht noch einmal so verheerende Folgen 
wie am 3.7.2010 entfalten können. Der 
Ausschuss regt an, dass die Gemeinde W. 
gemeinsam mit den Anrainern und den 
Wasserbehörden des Landes zu einer 
Informationsveranstaltung zusammen-
kommt, um die weiteren Schritte zu erläu-
tern. 
 
Der Ausschuss nimmt erfreut zur Kennt-
nis, dass im Nachgang zu dem Erörte-
rungstermin Strafanzeigen gegen Behör-
denvertreter zurückgenommen wurden. 
Der Ausschuss sieht hierin vor allem die 
Chance zu einem Neubeginn in der Kom-
munikation zwischen Anwohnern, Ge-
meinde und den Wasserbehörden. Der 
Ausschuss begrüßt auch die Bereitschaft 
von Herrn D., bei seinen 53 Mitstreitern für 
eine Kooperation mit den Behörden zu 
werben. 
 
Tatsächlich ist noch nicht geklärt, warum 
der Mehlemer Bach im Vergleich zu ande-
ren Bächen so schnell und plötzlich an-
schwillt. Der Ausschuss geht davon aus, 
dass mit der Vorlage entsprechender Be-
rechnungsgrundlagen ein vernünftiges 
Hochwasserrisikomanagement betrieben 
werden kann. Der Ausschuss bittet die 
zuständigen Stellen des Landes NRW, bei 
der Risikoanalyse insbesondere auch die 
vorhandene Wohnbebauung mit zu be-
rücksichtigen.  
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Der Ausschuss bittet die Landesregierung 
(Ministerium für Klimaschutz, Umwelt, 
Landwirtschaft, Natur- und Verbraucher-
schutz), ihn über den weiteren Fortgang 
der Angelegenheit zu unterrichten. 
 
 
15-P-2010-01637-00 
Dinslaken 
Dienstaufsichtsbeschwerden 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den 
der Petition zugrunde liegenden Sachver-
halt unterrichtet und die Angelegenheit 
zwischenzeitlich mehrfach beraten. 
 
Die Sicherheitskontrollen erfolgen nach 
dem Sicherheitskonzept für Gerichte und 
Staatsanwaltschaften. Sie sollen verhin-
dern, dass Besucher mit Waffen oder 
Sprengstoffen in Justizbehörden gelangen 
und dort die Sicherheit anderer Besucher 
oder des Justizpersonals gefährden. Das 
Amtsgericht Dinslaken verweist auf seiner 
Internetseite auf die Eingangskontrollen 
und empfiehlt zur Vermeidung von Warte-
zeiten, ein gültiges Ausweispapier (Perso-
nalausweis, Reisepass oder einen gleich-
gestellten Identitätsnachweis) zur Einsicht 
bereitzuhalten.  
 
In Übereinstimmung mit dem Präsidenten 
des Landgerichts Duisburg bedauert das 
Justizministerium, dass der Antrag von 
Herrn H. auf Erteilung eines Erbscheins 
nicht sofort aufgenommen werden konnte. 
Bei der Vorsprache war die vertretungs-
weise zuständige Rechtspflegerin aus 
Gründen, die zu Beanstandungen keinen 
Grund geben, nicht im Hause. 
 
Der Präsident des  Landgerichts Duisburg 
hat aufgrund der Beschwerde von Herrn 
H. veranlasst, dass der Internetauftritt des 
Amtsgerichts einen Hinweis enthält, dass 
für Erklärungen, die vor dem zuständigen 
Nachlassgericht in Dinslaken beurkundet 
werden sollen (zum Beispiel Erbausschla-
gungen, Erbscheinanträge und so weiter) 
um vorherige telefonische Terminabspra-
che gebeten wird. Darüber hinaus hat er 
veranlasst, dass künftig verstärkt geprüft 
wird, inwiefern Besuchern ohne Termin - 
insbesondere bei weiter Anreise oder be-
sonderer Dringlichkeit - im Rahmen des 

Möglichen auch unmittelbar weitergehol-
fen werden kann. 
 
Für die Prüfung eines eventuellen Antrags 
des Petenten auf Schadensersatz wäre 
gemäß der in Betracht kommenden Rund-
verfügung des Justizministeriums die Prä-
sidentin des Oberlandesgerichts Düssel-
dorf zuständig. Es ist ihm unbenommen, 
einen solchen - wenn noch nicht gesche-
hen - zu stellen. 
 
 
15-P-2010-01816-00 
Lippstadt 
Arbeitsförderung 
 
 
Herr T. beschwert sich über Entscheidun-
gen und Vorgehensweise der Arbeit Hell-
weg Aktiv (Jobcenter). Insbesondere ist er 
der Auffassung, das Jobcenter habe unnö-
tigerweise eine ärztliche Bescheinigung 
über den Gesundheitszustand seiner Mut-
ter verlangt. Zudem müsse das Jobcenter 
die Kosten für die ärztliche Bescheinigung 
vom 03.03.2011 in Höhe von 17,43 € 
übernehmen. 
 
Der Petitionsausschuss hat sich von der 
Landesregierung (Ministerium für Arbeit, 
Integration und Soziales) über den der 
Petition zugrunde liegenden Sachverhalt 
sowie dessen rechtliche Bewertung be-
richten lassen. Zudem hat der Petitions-
ausschuss einen Erörterungstermin mit 
dem Jobcenter durchgeführt. 
 
Die Überprüfung hat ergeben, dass die 
Bescheinigung von Dr. T. vom 19.01.2009 
keine Angaben zum konkreten zeitlichen 
Umfang der täglichen Betreuung der Mut-
ter von Herrn T. enthält. Insoweit ist der 
Vorwurf, das Jobcenter habe unnötig be-
reits bekannte Informationen angefordert, 
nicht gerechtfertigt. 
 
Im Übrigen wurde festgestellt, dass das 
Jobcenter Herrn T. mit Schreiben vom 
29.01.2009 ausdrücklich darauf hingewie-
sen hat, dass Kosten für eine ärztliche 
Bescheinigung nicht übernommen werden 
können. 
 
Im Übrigen war die Übernahme der Kos-
ten für die ärztliche Bescheinigung bereits 
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Gegenstand eines sozialgerichtlichen Ver-
fahrens. Nach einem richterlichen Hinweis 
hat Herr T. die Klage zurückgenommen. 
 
 
15-P-2010-01880-00 
Recklinghausen 
Bauleitplanung 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den 
Fortgang der Angelegenheit unterrichtet. 
Danach hat die Stadt Recklinghausen bei 
ihren Kontrollen festgestellt, dass aufgrund 
der von ihr eingeleiteten ordnungsbehörd-
lichen Maßnahmen etliche Produkte aus 
dem Angebot herausgenommen wurden. 
Dennoch hat die Firma nach wie vor Sor-
timente im Angebot, die mit der erteilten 
Baugenehmigung nicht im Einklang ste-
hen. 
 
Die Stadt hat inzwischen der Firma mit 
Ordnungsverfügung die Nutzung der 
Räume des Marktes für den Verkauf der 
durch die Baugenehmigung nicht gedeck-
ten Sortimente untersagt und sie aufgefor-
dert, den Verkauf dieser Sortimente bis 
spätestens zum 31.10.2011 einzustellen. 
Das weitere Verfahren bleibt abzuwarten. 
 
 
15-P-2010-02018-00 
Zierenberg 
Schulen 
 
 
In den auf Anregung des Petitionsaus-
schusses geführten weiteren Gesprächen 
konnte eine Lösung des Konflikts gefun-
den werden.  
 
Der Petitionsausschuss nimmt zur Kennt-
nis, dass Frau W. versetzt wird und dann 
an der von ihr vorgeschlagenen Schule 
unterrichtet. 
 
 
15-P-2010-02249-00 
Vreden 
Ausländerrecht 
 
 
Frau B. besitzt eine befristete Aufenthalts-
erlaubnis, die bis zum 04.11.2011 gültig 
ist. Der Petitionsausschuss geht davon 

aus, dass ihre Aufenthaltserlaubnis ver-
längert wird. 
 
Ein unbefristetes Aufenthalts-
recht/Niederlassungserlaubnis kann Frau 
B. und ihren minderjährigen Kindern nicht 
erteilt werden, da sie ergänzende Leistun-
gen zum Lebensunterhalt beziehen. 
 
Ihr volljähriger Sohn Christian hat eine 
Niederlassungserlaubnis beantragt. Er hat 
mit einer Ausbildung zum Landschafts-
gärtner begonnen. Die Ausländerbehörde 
will über den Antrag endgültig nach Ablauf 
der Probezeit im Dezember 2011 ent-
scheiden. Dies ist nicht zu beanstanden. 
 
 
15-P-2011-00097-01 
Rheine 
Hilfe für behinderte Menschen 
 
 
Vor dem Hintergrund der E-Mail von Herrn 
R. vom 14.10.2011, in der er sich auf Ge-
spräche am 29.09.2011 in Düsseldorf be-
zieht, sieht der Petitionsausschuss die 
Petition zurzeit als erledigt an. 
 
Es steht Herrn R. selbstverständlich jeder-
zeit frei, sich erneut an den Petitionsaus-
schuss zu wenden. 
 
 
15-P-2011-00304-02 
Geldern 
Strafvollzug 
 
 
Die erneute Petition gibt dem Petitions-
ausschuss keine Veranlassung, Maßnah-
men der Dienstaufsicht zu empfehlen.  
 
 
 
15-P-2011-00588-01 
Düsseldorf 
Polizei 
Straßenverkehr 
 
 
Das erneute Vorbringen von Herrn D. gibt 
dem Petitionsausschuss zu weiteren 
Maßnahmen keinen Anlass. Herr D. wird 
auf den Beschluss des Petitionsausschus-
ses vom 05.10.2010 verwiesen. 
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15-P-2011-00902-02 
Düren 
Gesundheitsfürsorge 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich von der 
Landesregierung (Ministerium für Ge-
sundheit, Emanzipation, Pflege und Alter) 
darüber unterrichten lassen, dass sich 
keine Hinweise auf ein Fehlverhalten des 
behandelnden Arztes ergeben haben. 
Ebenso konnte eine Verweigerung der 
Behandlung - z. B. aus Budgetgründen - 
nicht festgestellt werden. 
 
Der Ausschuss bedauert, dass die vonei-
nander abweichenden Darstellungen nicht 
abschließend geklärt und bewertet werden 
können. 
 
Das Petitionsverfahren ist hiermit abge-
schlossen. 
 
 
15-P-2011-01189-01 
Rheinbach 
Strafvollzug 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den 
dem erneuten Vorbringen von Herrn T. 
zugrunde liegenden Sachverhalt unterrich-
tet. Er sieht zu weiteren Maßnahmen kei-
nen Anlass. 
 
 
15-P-2011-01226-03 
Geldern 
Strafvollzug 
 
 
Sollte die Justizvollzugsanstalt Geldern 
der Auffassung sein, dass Herr R. wieder 
für den offenen Vollzug als geeignet ange-
sehen werden kann,  hat der Leiter der 
Justizvollzugsanstalt Castrop-Rauxel ge-
genüber dem Petitionsausschuss zuge-
sagt, Herrn R. erneut in der Justizvoll-
zugsanstalt Castrop-Rauxel aufzunehmen. 
 
 
 
 
 
 
 

15-P-2011-01437-01 
Düsseldorf 
Jugendhilfe 
Rechtspflege 
 
 
Herr K. fordert – wie auch schon in den 
vorangegangenen Petitionen – den Um-
gang mit seiner Tochter. In diesem Zu-
sammenhang beschwert er sich erneut 
über das Jugendamt der Stadt Düsseldorf 
sowie über diverse Gerichte, die mit der 
Familiensache befasst waren und sind. 
 
Der Petitionsausschuss weist nochmals 
darauf hin, dass das Amtsgericht Düssel-
dorf mit Beschluss vom 25.10.2010 das 
Recht von Herrn K. auf Umgang mit seiner 
Tochter bis zum 30.04.2012 ausgeschlos-
sen hat. 
 
Wegen der im Grundgesetz garantierten 
richterlichen Unabhängigkeit ist es dem 
Petitionsausschuss verwehrt, in gerichtli-
che Verfahren einzugreifen bzw. gerichtli-
che Entscheidungen abzuändern oder 
aufzuheben.  
 
Dies gilt insbesondere auch für den ge-
richtlichen Beschluss vom 25.10.2010.  
 
Die Überprüfung, ob eine gerichtliche Ent-
scheidung der Gesetzeslage gerecht wird 
und in einem rechtsfehlerfreien Verfahren 
zustande gekommen ist, obliegt allein den 
Rechtsmittelgerichten, soweit das Gesetz 
einen Rechtsbehelf oder ein Rechtsmittel 
gegen die beanstandete Entscheidung 
eröffnet.  
 
Allerdings gilt auch  für die Rechtsmittelge-
richte die richterliche Unabhängigkeit, so-
dass der Petitionsausschuss auch deren 
Entscheidungen nicht aufheben kann. 
 
Soweit Herr K. rügt, bisher sei über seinen 
Sorgerechtsantrag noch nicht entschieden 
worden, hat die Landesregierung mitge-
teilt, dass dafür der Befangenheitsantrag 
ursächlich war. Einen entsprechenden 
erläuternden Bescheid des Gerichts hat 
Herr K. zwischenzeitlich erhalten.  
 
Im Übrigen sieht der Petitionsausschuss 
auch aufgrund der erneuten Petition kei-
nen Anlass, der Landesregierung (Ministe-
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rium für Familie, Kinder, Jugend, Kultur 
und Sport; Justizministerium) Maßnahmen 
zu empfehlen. 
 
Der Petitionsausschuss verweist zudem 
auf seine Beschlüsse vom 01.06.2010 (14-
P-2009-19545-00)  und 08.02.2011 (15-P-
2010-01437-00). 
 
 
15-P-2011-02037-02 
Essen 
Handwerksrecht 
 
 
Auch die weitere Petition enthält kein neu-
es Vorbringen. Es muss daher bei den 
Beschlüssen des Petitionsausschusses 
vom 15.03.2011 und vom 27.09.2011 blei-
ben. 
 
Aufgabe des Petitionsausschusses ist es, 
Handlungen oder Unterlassungen von 
Landesbehörden oder anderen Verwal-
tungsstellen zu prüfen, die der Weisung 
oder Aufsicht einer oberen Landesbehörde 
unterliegen. Diese Aufgabe der rechtlichen 
Prüfung hat der Petitionsausschuss erfüllt. 
Er hat die Petition des Herrn G. entgegen-
genommen, geprüft und beschieden. So-
mit sind Herrn G. die verfassungsgemä-
ßen Rechte gewährt worden. Eine Be-
handlung der in einer Petition enthaltenen 
Fragen ist innerhalb eines Petitionsverfah-
rens nicht möglich, weil nach Artikel 17 
des Grundgesetzes die Tätigkeit des Peti-
tionsausschusses auf die Behandlung von 
Bitten und Beschwerden beschränkt blei-
ben muss. Fragen erfüllen nicht die Zuläs-
sigkeitsvoraussetzungen einer Petition.  
 
Auch ein wiederholtes Vorbringen kann 
nicht zu einem anderen Ergebnis führen. 
 
 
15-P-2011-02400-00 
Solingen 
Wohnungsbindung 
 
 
Der Petitionsausschuss stellt fest, dass 
Herr A. durch die verspätet eingereichten 
Einkommensnachweise die Ursache dafür 
gesetzt hat, dass der Leistungsbescheid 
der Stadt Solingen vom 03.01.2004 am 
03.02.2004 unanfechtbar wurde. 

Der Ausschuss schließt sich der Stellung-
nahme des Ministeriums für Wirtschaft, 
Energie, Bauen, Wohnen und Verkehr 
(MWEBWV) vom 22.03.2011 an, wonach 
durch die Vorlage der Schulbescheinigung 
am 19.02.204 die insoweit bestehende 
Säumnis als geheilt gilt. Die Leistungs-
pflicht des Herrn A. besteht somit lediglich 
für den Monat Januar 2004 in Höhe von 
116 €. Der Ausschuss bittet nunmehr die 
Stadt Solingen, Herrn A. unverzüglich über 
das Ergebnis der Nachprüfung schriftlich 
zu unterrichten und auf Mahn- und Voll-
streckungsgebühren zu verzichten. Herr A. 
erhält eine Kopie der Stellungahme des 
MWEBWV. 
 
 
15-P-2011-02481-00 
Nideggen 
Selbstverwaltungsangelegenheiten 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den 
der Petition zugrunde liegenden Sachver-
halt unterrichtet. 
 
Vor dem Hintergrund der haushaltsrechtli-
chen Vorschriften sieht er jedoch wegen 
der aktuellen Haushaltslage der Stadt 
Nideggen keine Möglichkeit, dass die 
Stadt an ihre Beamtinnen und Beamten 
eine leistungsorientierte Bezahlung nach § 
6 des Landesbesoldungsgesetzes gewäh-
ren darf. 
 
Frau R. erhält eine Kopie der Stellung-
nahme des Ministeriums für Inneres und 
Kommunales vom 11.10.2011. 
 
 
15-P-2011-02568-00 
Lünen 
Rundfunk und Fernsehen 
 
 
Herr S. beschwert sich über Entscheidun-
gen und Vorgehensweise der GEZ. 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den 
der Petition zugrunde liegenden Sachver-
halt und dessen rechtliche Bewertung von 
der Landesregierung berichten lassen.  
 
Die Überprüfung hat ergeben, dass die 
Voraussetzungen für eine Befreiung von 
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der Rundfunkgebührenpflicht gemäß § 6 
Absatz 1 des Rundfunkgebührenstaatsver-
trags nicht vorliegen, da Herr S. keine der 
dort genannten Leistungen erhält. Der 
Erhalt von Wohngeld führt nach dem gel-
tenden Rundfunkgebührenstaatsvertrag 
nicht zu einer Rundfunkgebührenbefrei-
ung. 
 
Sofern Herr S. mitteilt, sein Einkommen 
läge nur 3,50 € über dem Satz für den 
Erhalt von (ergänzenden) Leistungen nach 
dem SGB XII, wird darauf hingewiesen, 
dass das Einkommen des Ehepaars S. 
ausweislich einer vorliegenden Bescheini-
gung der Stadt Lünen vom 22.02.2011 
31,06 € über dem Bedarf liegt. 
 
Nach alledem besteht keine Möglichkeit, 
Herrn S. von der Rundfunkgebührenpflicht 
zu befreien. 
 
Gleichwohl ist der WDR – angesichts der 
finanziellen Situation der Eheleute S. - 
bereit, den Gebührenrückstand in Höhe 
von rund 920,00 € niederzuschlagen, so-
fern Herr S. zukünftig die laufenden Rund-
funkgebühren regelmäßig zahlt und nach-
weist, dass ihm eine Zahlung des Gebüh-
renrückstands nicht möglich ist.  
 
Zum Nachweis geeignet wäre beispiels-
weise eine aussagekräftige Unterlage ei-
ner karitativen oder öffentlichen Schuld-
nerberatung, aus der hervorgeht, dass 
Herr S. den Rückstand weder in einer 
Summe noch in geringen Raten zahlen 
kann. 
 
Bisher hat Herr S. auf diese Möglichkeit 
nicht reagiert. Der Petitionsausschuss 
empfiehlt ihm, die voranstehende Vorge-
hensweise nochmals zu überdenken und 
sich – sofern er von der aufgezeigten 
Möglichkeit Gebrauch machen möchte – 
mit der GEZ oder dem WDR in Verbin-
dung zu setzen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

15-P-2011-02579-00 
Bergisch Gladbach 
Selbstverwaltungsangelegenheiten 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den 
mit der Petition vorgetragenen Sachverhalt 
und die Rechtslage unterrichtet und sieht 
nach Prüfung der Angelegenheit keine 
Veranlassung, der Landesregierung (Mi-
nisterium für Inneres und Kommunales) 
Maßnahmen  im Sinne der Petition zu 
empfehlen. 
 
Aufgrund ihres Selbstverwaltungsrechts 
obliegt es jeder Gemeinde selbst, im 
Rahmen der geltenden Gesetze über die 
Wahrnehmung von Aufgaben und deren 
Finanzierung zu entscheiden. 
 
Der Petent erhält einen Auszug aus der 
Stellungnahme des Ministeriums für Inne-
res und Kommunales vom 20.10.2011. 
 
 
15-P-2011-02663-00 
Mülheim an der Ruhr 
Bauleitplanung 
 
 
Das Aufstellen von Bauleitplänen obliegt 
der Stadt Mülheim im Rahmen ihrer ver-
fassungsrechtlich garantierten Planungs-
hoheit. 
 
Bauleitpläne sind nur zu beanstanden, 
wenn sie nicht ordnungsgemäß zustande 
gekommen sind oder dem Baugesetzbuch 
(BauGB) oder den aufgrund des BauGB 
erlassenen oder sonstigen Rechtsvor-
schriften widersprechen. 
 
Die Entscheidung der Stadt Mülheim, das 
Verfahren für den hier in Rede stehenden 
vorhabenbezogenen Bebauungsplan unter 
Anwendung des § 13 a BauGB durchzu-
führen, ist nachvollziehbar und nicht zu 
beanstanden. 
 
Die Stadt bestätigt ihre Aussage, dass die 
Bebauung auf den betreffenden Bereich 
beschränkt bleiben soll. Dem von den Pe-
tenten zitierten Bericht der Mülheimer Wo-
che ist in der Sitzung des Planungsaus-
schusses am 08.02.2011 öffentlich wider-
sprochen worden. 
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15-P-2011-02667-00 
Hemer 
Ausländerrecht 
 
 
Für die von den Eheleuten B. begehrte 
Niederlassungserlaubnis bzw. Erlaubnis 
zum Daueraufenthalt-EG ist ein Nachweis 
über das Sprachniveau der Stufe B1 der 
kompetenten Sprachanwendung des Ge-
meinsamen Europäischen Referenzrah-
mens des Europarates -GER- erforderlich. 
Die Ausländerbehörde des Märkischen 
Kreises hat daher die Sprachkenntnisse 
der Eheleute überprüft. 
 
Aufgrund seiner mündlichen und schriftli-
chen Deutschkenntnisse und seiner sozia-
len Kontakte an der Arbeitsstelle konnte 
für Herrn B. eine positive Prognose ge-
stellt werden, dieses Sprachniveau zu er-
reichen. Die Ausländerbehörde wird ihm 
eine Niederlassungserlaubnis erteilen und 
damit der Petition entsprechen. 
 
Frau B. verfügt dagegen ausschließlich 
über mündliche Deutschkenntnisse der 
Stufe A1. Den schriftlichen Test konnte sie 
nicht ablegen, da sie nach eigenen Anga-
ben Deutsch weder lesen noch schreiben 
kann. Auch kann in ihrem Fall keine positi-
ve Prognose dahingehend gestellt werden, 
dass sie zukünftig aus eigenem Antrieb 
das Sprachniveau der Stufe B1 erreichen 
wird. Sie geht keiner eigenständigen Ar-
beit nach und auch sonst sprechen keine 
weiteren Anhaltspunkte dafür. Mit ihrer 
befristeten Aufenthaltserlaubnis und als 
Ehefrau eines Ausländers mit Niederlas-
sungserlaubnis ist ihr Aufenthalt aber ge-
sichert. 
 
Der Petitionsausschuss sieht daher keine 
Veranlassung, der Landesregierung (Mi-
nisterium für Inneres und Kommunales) 
weitere Maßnahmen zu empfehlen. 
 
 
15-P-2011-02713-00 
Bonn 
Baugenehmigungen 
 
 
Das Aufstellen und Ändern von Bauleit-
plänen obliegt der Stadt Bonn eigenver-

antwortlich im Rahmen der verfassungs-
rechtlich garantierten Planungshoheit. 
 
Nach dem vorliegenden Bericht der Stadt 
ist der Ablauf des Bauleitplanverfahrens 
planungsrechtlich nicht zu beanstanden. 
 
Die von Frau K. geforderte Informations-
pflicht der Stadt Bonn an die einzelnen 
betroffenen Grundstückseigentümer über 
das Bauleitverfahren zur Aufstellung des 
Vorhaben- und Erschließungsplans be-
steht nicht. Für Bauleitplanverfahren gibt 
es abschließende rechtliche Vorgaben des 
Baugesetzbuchs, die beachtet werden 
müssen. Ein wesentlicher Bestandteil die-
ser Verfahren sind u. a. die ortsübliche 
Bekanntmachung der öffentlichen Ausle-
gung des Planentwurfs und die förmliche 
Beteiligung der Öffentlichkeit und somit 
auch privater Betroffener, die dann ihre 
Stellungnahmen und Einwände vorbringen 
können. Diese Verfahrensschritte sind 
erfolgt. 
 
Frau K. stand somit selbst in der Pflicht, 
sich über die Vorhaben der Stadt zu in-
formieren. 
 
Die von Frau K. verspätet vorgetragenen 
Bedenken hat die Stadt Bonn dennoch 
berücksichtigt. Sie sind in den Abwä-
gungsprozess eingeflossen. Letztlich hat 
der Rat der Stadt in sachgerechter Abwä-
gung der verschiedenen Belange den Be-
bauungsplan als Satzung beschlossen. 
 
Inwieweit das Bauvorhaben den baurecht-
lichen und sonstigen öffentlich-rechtlichen 
Vorschriften entspricht, muss in dem der-
zeit anhängigen Baugenehmigungsverfah-
ren geprüft werden. Der Ausgang des Ver-
fahrens bleibt abzuwarten. 
 
 
15-P-2011-02721-01 
Heinsberg 
Arbeitsförderung 
 
 
Mit Abhilfebescheid vom 21.02.2011 hat 
das Jobcenter Kreis Heinsberg Frau K. die 
ihr für die Monate Mai und Juni 2010 zu-
stehenden Arbeitslosengeld II-Leistungen 
bewilligt und zur Auszahlung angewiesen. 
Mit der Leistungsgewährung sind auch alle 
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erforderlichen Sozialversicherungsbeiträge 
übernommen worden. 
 
Von daher sind die von Frau K. im Rah-
men der Petition erhobenen Vorwürfe für 
den Petitionsausschuss nicht nachvoll-
ziehbar. 
 
Darüber hinaus hat der Ausschuss bei der 
Überprüfung des Sachverhalts keine An-
haltspunkte gefunden, die darauf hindeu-
ten, dass die vom Jobcenter vorgenom-
mene Leistungsberechnung fehlerhaft ist. 
Die Berechnung der Leistungen wurde 
Frau K. auch im Rahmen des Wider-
spruchsbescheids vom 28.07.2011 noch-
mals nachvollziehbar erläutert. 
 
Soweit sie gegen die Entscheidung des 
Jobcenters Klage beim Sozialgericht 
Aachen erhoben hat, bleibt die dortige 
Entscheidung abzuwarten. 
 
 
15-P-2011-02785-01 
Gelsenkirchen 
Rundfunk und Fernsehen 
 
 
Herr R. erhält eine Kopie der Stellung-
nahme der Ministerin für Bundesangele-
genheiten, Europa und Medien vom 
24.10.2011, der sich der Petitionsaus-
schuss anschließt. 
 
 
15-P-2011-02791-01 
Willich 
Strafvollzug 
 
 
Die Justizverwaltung prüft noch die Frage 
der Eignung des Petenten für die Gewäh-
rung vollzuglicher Lockerungen. Insoweit 
verweist der Petitionsausschuss auf sei-
nen Beschluss vom 19.07.2011 zur Petiti-
on Nr. 15-P-2011-02791-00. 
 
Zu weiteren Maßnahmen besteht zurzeit 
kein Anlass. 
 
 
 
 
 
 

15-P-2011-02832-00 
Dormagen 
Selbstverwaltungsangelegenheiten 
Grundsicherung 
 
 
Die Prüfung der von Frau W. vorgetrage-
nen Vorwürfe hat ergeben, dass die Ent-
scheidungen und Verfahrensweisen des 
Trägers der Sozialhilfe in Bezug auf die 
Aufforderung, die Unterkunftskosten zu 
senken, nicht zu beanstanden sind. 
Grundsätzlich sind im Rahmen der Sozial-
hilfe nur angemessene Unterkunftskosten 
zu übernehmen. Für einen Ein-
Personenhaushalt ist eine Wohnung in der 
Größe von rd. 45 qm angemessen. Die 
von Frau W. bewohnte Wohnung mit rund 
67 qm übersteigt die angemessene Größe 
erheblich, so dass der Träger der Sozial-
hilfe verpflichtet ist zu prüfen, ob es dem 
Antragsteller zuzumuten ist, den Unter-
kunftsbedarf - zum Beispiel durch einen 
Umzug - zu senken.  
 
Die amtsärztliche Untersuchung am 
10.10.2011 hat ergeben, dass es Frau W. 
jedoch derzeit nicht möglich ist, die Woh-
nung zu wechseln. Im Hinblick auf einen 
stationären Aufenthalt im nächsten Jahr 
wird eine Wiederholung der Untersuchung 
durch den Amtsarzt empfohlen. Der Rhein 
Kreis Neuss wird die Umzugspläne daher 
nicht weiterverfolgen. 
 
Die Anschuldigungen hinsichtlich der Mit-
arbeiter des Rhein-Kreises Neuss wurden 
eingehend geprüft. Es wurden keine An-
haltspunkte für eine nicht ordnungsgemäß 
durchgeführte Untersuchung oder ein per-
sönliches Fehlverhalten der genannten 
Ärzte festgestellt. 
 
 
15-P-2011-02877-00 
Düsseldorf 
Ausländerrecht 
 
 
Der Petitionsausschuss sieht keine 
rechtlichen Möglichkeiten für die 
Wiedergewährung eines dauerhaften 
Aufenthaltsrechts.  
 
Frau M. hat ihre Niederlassungserlaubnis 
insbesondere deshalb verloren, weil sie 
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sich mehr als sechs Monate im Kosovo 
aufgehalten, keinen Antrag auf 
Verlängerung der in § 51 des 
Aufenthaltsgesetzes genannten Frist von 
sechs Monaten gestellt hat und nicht 
eigenständig ihren Lebensunterhalt 
sichert. 
 
Frau M. wird empfohlen, einen Antrag an 
die Härtefallkommission beim 
Innenministerium zu richten. Sie sollte ihre 
persönliche Situation darstellen und 
erklären, warum Sie nicht wieder innerhalb 
der genannten Frist nach Deutschland 
zurückgekehrt ist.  
 
Die Ausländerbehörde hat zugesagt, wäh-
rend des Härtefallverfahrens von aufent-
haltsbeendenden Maßnahmen abzuse-
hen. 
 
 
15-P-2011-02933-00 
Wesel 
Straßenverkehr 
Polizei 
 
 
Die Fahrerlaubnisbehörde darf bei der 
Entscheidung auf Erteilung einer Fahrer-
laubnis darauf schließen, dass der Antrag-
steller nicht geeignet ist, wenn er das ge-
forderte Gutachten nicht vorlegt. 
 
Das bisherige Handeln der Fahrerlaubnis-
behörde entspricht der Rechtslage und ist 
nicht zu beanstanden. 
 
 
15-P-2011-02935-01 
Rietberg 
Straßenverkehr 
 
 
Die weitere Petition enthält kein neues 
Vorbringen. Es muss daher beim Be-
schluss des Petitionsausschusses vom 
19.07.11 bleiben. 
 
 
 
 
 
 
 
 

15-P-2011-02988-01 
Langenfeld 
Rechtspflege 
Psychiatrische Krankenhäuser 
 
 
Auch nach erneuter Prüfung der Sach- 
und Rechtslage sieht der Petitionsaus-
schuss keinen Anlass, seinen Beschluss 
vom 19.07.2011 zu ändern.  
 
 
15-P-2011-03062-00 
Greven 
Ausbildungsförderung für Studenten 
Wohngeld 
Arbeitsförderung 
 
 
Das Studentenwerk Münster hat seinen 
Ablehnungsbescheid vom 18.03.2011 zu-
rückgenommen und Herrn L. mit Bewilli-
gungsbescheid vom 30.08.2011 Ausbil-
dungsförderungsleistungen aufgrund des 
Bundesausbildungsförderungsgesetzes für 
den Zeitraum von Oktober 2010 bis Sep-
tember 2011 in Höhe von 710 Euro monat-
lich bewilligt. Der sich ergebende Gesamt-
betrag in Höhe von 8.520 Euro wurde am 
31.08.2011 zur Zahlung auf das Konto von 
Herrn L. angewiesen. Für den Bewilli-
gungszeitraum Oktober 2011 bis Septem-
ber 2012 ist ein Wiederholungsantrag zu 
stellen.  
 
Damit ist dem Anliegen von Herrn L. ent-
sprochen. 
 
Die vom Kreis Steinfurt und der Stadt Gre-
ven hinsichtlich der Gewährung von Ar-
beitslosengeld II- und Wohngeldleistungen 
getroffenen Entscheidungen sind auf der 
Grundlage des sich ergebenden Sachver-
halts nicht zu beanstanden. 
 
Der Petitionsausschuss kann Herrn L. und 
seiner Familie nur empfehlen, bei den zu-
ständigen Ämtern die zur Überprüfung 
eventuell weiter bestehender Leistungsan-
sprüche benötigten Unterlagen und Nach-
weise kurzfristig einzureichen. 
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15-P-2011-03092-00 
Wuppertal 
Ausländerrecht 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über die 
vorgetragene Angelegenheit unterrichtet 
und sieht nach Prüfung der Sach- und 
Rechtslage keinen Anlass, der Landesre-
gierung (Ministerium für Inneres und 
Kommunales) Maßnahmen zu empfehlen.  
 
Weitergehende Auskünfte können aus 
Gründen des Datenschutzes nicht erteilt 
werden, da eine Vollmacht der Petentin 
nicht vorgelegt wurde.  
 
 
15-P-2011-03162-00 
Paderborn 
Ausländerrecht 
 
 
Die Petenten haben Aufenthaltserlaubnis-
se nach § 25 Abs. 5 des Aufenthaltsgeset-
zes erhalten. Damit ist der Petition ent-
sprochen worden. 
 
 
15-P-2011-03209-01 
Mönchengladbach 
Untersuchungshaft 
 
 
Anlass, der Landesregierung (Justizminis-
terium) Maßnahmen der Dienstaufsicht zu 
empfehlen, gibt das erneute Vorbringen 
von Herrn S. nicht. 
 
 
15-P-2011-03220-00 
Wülfrath 
Besoldung der Beamten 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich darüber 
unterrichtet, dass ein zusätzlicher Aus-
gleich für die rückwirkende Auszahlung, 
wie es Herr S. fordert, nicht vorgesehen 
und vor dem Hintergrund der für das Land 
getroffenen weitreichenden Regelung 
auch inhaltlich nicht geboten ist. 
 
Insofern verweist der Ausschuss auf die 
Kopie der Stellungnahme des Finanzmi-
nisteriums vom 17.10.2011, der sich der 

Petitionsausschuss anschließt. Der Petent 
erhält eine Kopie dieser Stellungnahme. 
 
 
15-P-2011-03248-00 
Coesfeld 
Strafvollzug 
 
 
Der Petitionsausschuss sieht die Petition 
als erledigt an. 
 
 
15-P-2011-03372-02 
Düsseldorf 
Ordnungswesen 
 
 
Die weitere Petition enthält kein neues 
Vorbringen. Es muss daher bei den Be-
schlüssen des Petitionsausschusses vom 
13.09.2011 und vom 18.10.2011 bleiben. 
 
Nachdem der Sachverhalt nun wiederholt 
geprüft wurde, sind weitere Schreiben in 
dieser Angelegenheit ohne neues Sach-
vorbringen zwecklos und werden künftig 
nicht mehr beantwortet. 
 
 
15-P-2011-03388-00 
Münster 
Verbraucherschutz 
 
 
Im Rahmen ihrer rechtlichen Möglichkeiten 
haben die Behörden in Nordrhein-
Westfalen die erforderlichen Schritte un-
ternommen, um gegen die Firma Dr. H. 
vorzugehen. 
 
Zur weiteren Information erhält Herr L. 
eine Kopie der Stellungnahme des Minis-
teriums für Klimaschutz, Umwelt, Land-
wirtschaft, Natur- und Verbraucherschutz 
vom 06.10.2011. 
 
 
15-P-2011-03402-00 
Wesel 
Schulen 
 
 
Das Schulgesetz und das Bildungs- und 
Teilhabepaket bieten keine rechtliche 
Grundlage für die Refinanzierung der so-
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genannten Schulrestkosten. Der Petitions-
ausschuss sieht daher keine Möglichkeit, 
dem Anliegen zum Erfolg zu verhelfen. 
 
Eine Kopie der Stellungnahme des Minis-
teriums für Schule und Weiterbildung vom 
04.10.2011 wird zur Kenntnis übersandt. 
 
 
15-P-2011-03422-00 
Windeck 
Straßenverkehr 
 
 
Die Entziehung der Fahrerlaubnis wurde 
zurückgenommen. Das Fahrzeug des 
Herrn D. wurde zu Recht außer Betrieb 
gesetzt. 
 
 
15-P-2011-03430-00 
Bruchsal 
Dienstaufsichtsbeschwerden 
Datenschutz 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über die 
Sach- und Rechtslage unterrichtet und 
sieht nach Abschluss der Prüfung keinen 
Anlass, der Landesregierung (Ministerium 
für Inneres und Kommunales) kommu-
nalaufsichtliche Maßnahmen zu empfeh-
len. 
 
Soweit der Petent die Ablehnung seines 
Auskunftsgesuchs durch die Stadt Duis-
burg beklagt, hat die Prüfung ergeben, 
dass nach den Vorschriften des Verwal-
tungsverfahrensgesetzes keine formellen 
Fehler vorliegen. 
 
Die materielle Rechtmäßigkeit des Be-
scheids vom 07.10.2010 ist ebenfalls ge-
geben. Die Weigerung der Stadt begrün-
det sich in der Wahrung eines Betriebs- 
bzw. Geschäftsgeheimnisses der beauf-
tragten Rechtsanwaltskanzlei, der bei Of-
fenlegung ein nicht nur geringfügiger 
Schaden gedroht hätte. Auch die Auskunft 
personenbezogener Daten wurde verwei-
gert, um Partner und Mitarbeiter zu schüt-
zen. Gegenüber diesen schutzwürdigen 
Belangen ist das Auskunftsinteresse nach-
rangig zu bewerten.  
 

Der vom Petenten monierte Ablehnungs-
bescheid vom 07.10.2010 ist mit einer 
ordnungsgemäßen Rechtsbehelfsbeleh-
rung versehen und wegen fehlender Kla-
geerhebung bestandskräftig. Da der Pe-
tent in seiner „Dienstaufsichtsbeschwerde“ 
inhaltliche Gründe gegen die Bescheidung 
vorbringt, handelt es sich hier um eine 
Fachaufsichtsbeschwerde. Dieser Um-
stand begründet die Bearbeitung in eige-
ner Zuständigkeit durch die Stadt Duis-
burg. 
 
 
15-P-2011-03436-00 
Willich 
Schulen 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über das 
Auswahlverfahren für die Aufnahme von 
Schülerinnen und Schülern an der Robert-
Schumann-Europaschule unterrichtet. 
 
Weil die Anmeldungen die Anzahl der an 
der Schule zur Verfügung stehenden Plät-
ze überstieg, konnten nicht alle von Eltern 
als dringlich begründeten Aufnahmewün-
sche erfüllt werden. Die Ablehnung der 
Aufnahme des Sohnes des Petenten ist 
formal und rechtlich nicht zu beanstanden. 
Der Ausschuss sieht daher keine Möglich-
keit, dem Anliegen zum Erfolg zu verhel-
fen. 
 
Der Petent erhält eine Kopie der Stellung-
nahme des Ministeriums für Schule und 
Weiterbildung vom 10.10.2011. 
 
 
15-P-2011-03447-00 
Würselen 
Wohnungsbauförderung 
 
 
Es besteht kein Anlass, dem Finanzminis-
terium die Vornahme von Maßnahmen zu 
empfehlen. Das Verhalten der Sparkasse 
Aachen ist aus sparkassenaufsichtsrecht-
licher Sicht nicht zu beanstanden. 
 
Die Sparkasse Aachen entgegnet, dass 
die nach der Durchführung eines Zwangs-
vollstreckungsverfahrens im Jahre 1986 
verbliebene Restschuld im Laufe der Jah-
re vielfach geltend gemacht worden sei, 
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sodass aus Sicht der Sparkasse auch ein 
Einwand der Verwirkung nicht erhoben 
werden könne. 
 
Da es sich bei dem vorgetragenen Sach-
verhalt um eine rein privatrechtliche Ange-
legenheit zwischen der Petentin und der 
Sparkasse handelt, fehlt der Sparkassen-
aufsicht die rechtliche Zuständigkeit. Die 
staatliche Aufsicht über die Sparkassen ist 
auf die öffentlich-rechtlichen Rechtsver-
hältnisse der Sparkassen, die insbesonde-
re durch das Sparkassengesetz geregelt 
werden, beschränkt. In diesem Bereich 
war jedoch kein Verstoß gegen geltende 
Rechtsvorschriften ersichtlich. 
 
Für die Klärungen privatrechtlicher Strei-
tigkeiten sind die ordentlichen Gerichte 
zuständig. 
 
 
15-P-2011-03452-00 
Steinheim 
Lehrerzuweisungsverfahren 
 
 
Herr M. hat die Petition am 12.10.2011 
zurückgenommen. 
 
 
15-P-2011-03454-00 
Sprockhövel 
Beamtenrecht 
Schulen 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über die 
Hintergründe der Entscheidungen der Be-
zirksregierung zur Erprobungszeit unter-
richtet. 
 
In den Stellenbesetzungsverfahren wur-
den die von Herrn S. unterstützten Lehr-
kräfte ausgewählt. Sie wurden mit der 
Wahrnehmung der neuen Funktionen be-
auftragt. 
 
Der Landesregierung (Ministerium für 
Schule und Weiterbildung) werden keine 
Maßnahmen empfohlen. 
 
 
 
 
 

15-P-2011-03466-00 
Witten 
Bauordnung 
 
 
Das Anfang des 20. Jahrhunderts errichte-
te und unter Denkmalschutz stehende 
Berger-Denkmal entspricht zwar nicht den 
heute geltenden baurechtlichen Bestim-
mungen. Eine Anpassung an die heutigen 
Vorschriften kann jedoch nur verlangt 
werden, wenn eine konkrete Gefahr für 
Leben oder Gesundheit vorliegt. 
 
Soweit die Bauaufsichtsbehörde keine 
Anpassung an die geltenden baurechtli-
chen Vorschriften verlangt, ist nicht zu 
erkennen, dass sie ihr Ermessen fehler-
haft ausgeübt hat. 
 
Der Petitionsausschuss empfiehlt jedoch, 
zur Verbesserung der Verkehrssicherheit 
beiderseits der nördlichen Außentreppe 
Handläufe vorzusehen. 
 
 
15-P-2011-03468-00 
Geldern 
Strafvollzug 
 
 
Die Entscheidung über den Antrag von 
Herrn H. auf Vollzugslockerungen wurde 
gerichtlich geprüft und nicht beanstandet.  
 
Die Justizvollzugsanstalt Geldern wird 
zum Ende der Ausbildung des Petenten 
Mitte 2012 eine Vollzugsplanfortschrei-
bung vornehmen. 
 
Herr H. wird nur dann die erstrebten Lo-
ckerungen erhalten können, wenn er offe-
ne und vertrauensvolle Gespräche mit 
dem zuständigen Psychologen führt und 
seine Tat aufarbeitet.  
 
 
15-P-2011-03482-01 
Erftstadt 
Berufsbildung 
 
 
Die Petition wurde bereits zuständigkeits-
halber dem Deutschen Bundestag über-
wiesen. 
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15-P-2011-03492-00 
Nümbrecht 
Baugenehmigungen 
 
 
Soweit die Eheleute B. überaus lange 
Bauzeiten bei der Errichtung einer Grenz-
garage auf dem Nachbargrundstück be-
klagen, hat die Bauaufsichtsbehörde nach 
Beobachtung des Baufortschritts nunmehr 
veranlasst, dass die Bauarbeiten zügig 
zum Abschluss gebracht werden. 
 
Ein Fehlverhalten der Bauaufsichtsbehör-
de ist nicht zu erkennen. 
 
 
15-P-2011-03496-00 
Essen 
Ausländerrecht 
 
 
Die guten Integrationsleistungen des 
Herrn O. werden anerkannt. Er muss al-
lerdings an der Aufklärung seiner Identität 
mitwirken.  
 
Wenn Herr O. die Passpflicht erfüllt bzw. 
einen Nachweis erbringt, dass ein Pass 
nicht in zumutbarer Weise erlangt werden 
kann, empfiehlt der Ausschuss der Aus-
länderbehörde, ihm eine Aufenthaltser-
laubnis zu erteilen. 
 
Die Landesregierung (Ministerium für In-
neres und Kommunales) wird gebeten, 
ihrerseits die Ausländerbehörde der Stadt 
Essen zu bitten, den Petitionsausschuss 
über den Ausgang des Verfahrens zu in-
formieren. 
 
 
15-P-2011-03498-00 
Dortmund 
Strafvollzug 
 
 
Der Petitionsausschuss sieht die Petition 
als erledigt an. 
 
 
 
 
 
 
 

15-P-2011-03509-01 
Essen 
Schulen 
 
 
Der Petitionsausschuss sieht auch nach 
nochmaliger Unterrichtung über die Ange-
legenheit keinen Anlass zu weiteren Maß-
nahmen. 
 
Frau A. erhält zur weiteren Information 
eine Kopie der Stellungnahme des Minis-
teriums für Schule und Weiterbildung vom 
10.08.2011.  
 
 
15-P-2011-03546-00 
Bochum 
Kommunalabgaben 
 
 
Der Ermäßigungsantrag des Petenten 
bezieht sich auf die Regelung des § 8 Abs. 
3 der Bochumer Straßenreinigungs- und 
Gebührensatzung. Danach besteht ein 
Erstattungsanspruch, wenn die Reinigung 
aus zwingenden Gründen für mindestens 
einen Monat eingestellt oder für mindes-
tens drei Monate eingeschränkt wird. 
 
Grundlage zur Ermittlung der tatsächlichen 
Reinigungsleistungen sind die aus den 
Arbeitsnachweisen der „Umweltservice 
Bochum GmbH" (USB GmbH) hervorge-
henden Auflistungen. Im Zuge der Über-
prüfung der Reinigungsleistungen für die 
Zeit ab dem 01.04.2010 wurde von den für 
die Reinigung der Stiepeler Straße zu-
ständigen Mitarbeitern der USB GmbH 
schriftlich bestätigt, dass die anhand der 
Arbeitsnachweise mitgeteilten Leistungen 
auch tatsächlich erbracht wurden. 
 
Nach Auskunft der Stadt Bochum wurde 
die „Stiepeler Straße" insbesondere auf-
grund der Beschwerden des Petenten 
über den Reinigungszustand mehrfach 
durch das Umweltamt und die USB GmbH 
kontrolliert. Hierbei wurden leichte Verun-
reinigungen, jedoch keine erheblichen 
Verschmutzungen festgestellt. Durch zu-
künftige Kontrollen soll beobachtet wer-
den, ob die Reinigungsleistung noch ver-
bessert werden kann. 
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Zusammenfassend ergibt sich nach ein-
gehender Prüfung keine Veranlassung, die 
Heranziehung des Petenten zu Straßen-
reinigungsgebühren kommunalaufsichtlich 
zu beanstanden. 
 
 
15-P-2011-03548-00 
Hemer 
Gesundheitswesen 
 
 
Dass der behandelnde Arzt die weitere 
Behandlung von Herrn B. ablehnt, ist nach 
den von ihm geschilderten Gründen nach-
vollziehbar. Das Vertrauensverhältnis ist 
danach gestört, was eine Verweigerung 
der weiteren Behandlung rechtfertigen 
kann. 
 
Der Petitionsausschuss empfiehlt Herrn 
B., sich für Behandlungstermine auch an 
andere orthopädische Praxen zu wenden 
und verweist insoweit auf seinen Be-
schluss vom 15.03.2011 zur Petition Nr. 
15-P-2010-01301-00. 
 
Sofern eine Behandlung auch über andere 
Fachärztinnen oder Fachärzte nicht si-
chergestellt werden kann, kann sich Herr 
B. zur Unterstützung direkt an die Kas-
senärztliche Vereinigung Westfalen-Lippe 
wenden oder das Ministerium für Gesund-
heit, Emanzipation, Pflege und Alter ein-
schalten. 
 
 
15-P-2011-03575-00 
Goch 
Besoldung der Beamten 
 
 
Die Überprüfung der Beschwerden von 
Frau B. über die Entscheidung des Lan-
desamts für Besoldung und Versorgung 
haben keinen Anlass zur Beanstandung 
ergeben. 
 
Der Ausschuss verweist im Übrigen auf 
die Stellungnahme des Finanzministeri-
ums vom 06.09.2011. Frau B. erhält eine 
Kopie dieser Stellungnahme. 
 
 
 
 

15-P-2011-03603-00 
Titz 
Selbstverwaltungsangelegenheiten 
Wasser und Abwasser 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den 
mit der Petition vorgetragenen Sachverhalt 
und die Rechtslage unterrichtet. Aus was-
serwirtschaftlicher Sicht besteht kein An-
lass, die Vorgehensweise der Gemeinde 
Titz im Rahmen der Baumaßnahme zu 
beanstanden. Es ist auch nicht zu bean-
standen, dass sich die Gemeinde der zivil-
rechtlichen Beurteilung ihres Versicherers 
angeschlossen hat. Danach ist sie nicht 
verpflichtet, wasserdichte Verkehrsflächen 
und Nebenanlagen herzustellen, sondern 
es besteht eine Verpflichtung des Hausei-
gentümers, seinen Keller gegen drücken-
des Wasser zu sichern.  
 
Darüber hinaus ist die Angelegenheit zwi-
schenzeitlich Gegenstand eines gerichtli-
chen Verfahrens vor dem Landgericht 
Aachen. Im Hinblick auf den Verfahrens-
stand und das bisher erfolgte Verwal-
tungshandeln sieht der Petitionsausschuss 
derzeit keinen Anlass, der Landesregie-
rung (Ministerium für Inneres und Kom-
munales) Maßnahmen zu empfehlen. 
 
Im Übrigen unterliegen verwaltungsge-
richtliche Verfahren sowohl in Verfahrens-
führung wie auch Entscheidungsfindung 
der verfassungsrechtlich garantierten rich-
terlichen Unabhängigkeit und können im 
Petitionsverfahren nicht überprüft werden. 
 
Die Petenten werden gebeten, den Aus-
gang des Verfahrens abzuwarten. 
 
 
15-P-2011-03605-00 
Lügde 
Lehrerzuweisungsverfahren 
 
 
Die Schülerschaft unterstützt ihren Lehrer, 
Herrn M., bei dessen Bemühungen um 
eine unbefristete Einstellung. Dieser selbst 
hat ebenfalls eine Petition eingelegt, die er 
zwischenzeitlich zurückgenommen hat. 
Daher sieht der Petitionsausschuss die 
Petition als erledigt an. 
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15-P-2011-03608-00 
Duisburg 
Rentenversicherung 
 
 
Herr A. bittet um Klärung, ob die Minde-
rung seiner Rente aufgrund des durchge-
führten Versorgungsausgleichs zugunsten 
seiner von ihm geschiedenen Ehefrau 
rechtmäßig ist, obwohl diese bereits ver-
storben ist. 
 
In einem Erörterungstermin wurde der der 
Petition zugrunde liegende Sachverhalt 
und dessen rechtliche Bewertung mir 
Herrn A., der Landesregierung (Ministeri-
um für Arbeit, Integration und Soziales) 
sowie der Deutschen Rentenversicherung 
Rheinland erörtert. 
 
Weil Frau A. in der Zeit von 1993 bis zu 
ihrem Tod im Jahre 2002 eine Rente unter 
Berücksichtigung der Entgeltpunkte aus 
dem Versorgungsausgleich erhalten hat, 
kommt weder nach dem bis zum 
31.08.2009 geltenden Versorgungsaus-
gleichshärtegesetz noch nach dem nun 
geltenden Versorgungsausgleichsgesetz 
eine „Rückgängigmachung“ des Versor-
gungsausgleichs in Betracht. Somit ent-
spricht die Entscheidung der DRV dem 
geltenden Recht. 
 
 
15-P-2011-03618-00 
Titz 
Selbstverwaltungsangelegenheiten 
Wasser und Abwasser 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den 
mit der Petition vorgetragenen Sachverhalt 
und die Rechtslage unterrichtet. Aus was-
serwirtschaftlicher Sicht besteht kein An-
lass, die Vorgehensweise der Gemeinde 
Titz im Rahmen der Baumaßnahme zu 
beanstanden. Es ist auch nicht zu bean-
standen, dass sich die Gemeinde der zivil-
rechtlichen Beurteilung ihres Versicherers 
angeschlossen hat. Danach ist sie nicht 
verpflichtet, wasserdichte Verkehrsflächen 
und Nebenanlagen herzustellen, sondern 
es besteht eine Verpflichtung des Hausei-
gentümers, seinen Keller gegen drücken-
des Wasser zu sichern.  
 

Darüber hinaus ist die Angelegenheit zwi-
schenzeitlich Gegenstand eines gerichtli-
chen Verfahrens vor dem Landgericht 
Aachen. Im Hinblick auf den Verfahrens-
stand und das bisher erfolgte Verwal-
tungshandeln sieht der Petitionsausschuss 
derzeit keinen Anlass, der Landesregie-
rung (Ministerium für Inneres und Kom-
munales) Maßnahmen zu empfehlen. 
 
Im Übrigen unterliegen verwaltungsge-
richtliche Verfahren sowohl in Verfahrens-
führung wie auch Entscheidungsfindung 
der verfassungsrechtlich garantierten rich-
terlichen Unabhängigkeit und können im 
Petitionsverfahren nicht überprüft werden. 
 
Die Petenten werden gebeten, den Aus-
gang des Verfahrens abzuwarten. 
 
 
15-P-2011-03646-00 
Dortmund 
Ausländerrecht 
 
 
Der Petent hält sich seit 2001 zu Studien-
zwecken in der Bundesrepublik Deutsch-
land auf. Wegen  des bisherigen Studien-
stands stehen einer Verlängerung der 
Aufenthaltserlaubnis zu Studienzwecken 
rechtliche Vorgaben entgegen. Mit Ord-
nungsverfügung vom 30.03.2011 wurde 
die weitere Verlängerung der Aufenthalts-
erlaubnis zum Studium abgelehnt, da ein 
ordnungsgemäßer Studienabschluss in 
der regulären Studienzeit nicht zu erwar-
ten sei. Zugleich wurde der Petent unter 
Androhung der Abschiebung zur freiwilli-
gen Ausreise aufgefordert. Gegen diese 
Verfügung reichte er Klage und einen An-
trag auf Anordnung der aufschiebenden 
Wirkung der Klage beim Verwaltungsge-
richt Gelsenkirchen ein. Das Gericht lehn-
te mit Beschluss vom 19.05.2011 den An-
trag ab. Die Klage wurde am 21.06.2011 
zurückgenommen. Die Ablehnung der Ver-
längerung der Aufenthaltserlaubnis zu 
Studienzwecken ist somit rechtskräftig und 
der Petent vollziehbar ausreisepflichtig.  
 
Ein Anspruch auf Erteilung einer Aufent-
haltserlaubnis zu einem anderen Aufent-
haltszweck ist nicht gegeben. Zur Vermei-
dung aufenthaltsbeendender Maßnahmen 
und eines damit einhergehenden Wieder-
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einreiseverbots wird dem Petenten eine 
freiwillige Ausreise aus dem Bundesgebiet 
empfohlen.  
 
Der Petitionsausschuss sieht nach Prü-
fung der Sach- und Rechtslage keine Ver-
anlassung, der Landesregierung (Ministe-
rium für Inneres und Kommunales) Maß-
nahmen zu empfehlen. 
 
 
15-P-2011-03649-00 
Marl 
Pflegeversicherung 
 
 
Der Petitionsausschuss hat nach Überprü-
fung der Beschwerden von Herrn M. fest-
gestellt, dass das vom Kreis Recklinghau-
sen praktizierte Verfahren im Zusammen-
hang mit der Gewährung von Pflegewohn-
geld für seine Ehefrau den gesetzlichen 
Anforderungen entspricht und nicht zu 
beanstanden ist. 
 
Eine willkürliche Bearbeitung des Vor-
gangs durch den Kreis Recklinghausen 
war nicht feststellbar. 
 
Im Übrigen verweist der Ausschuss auf die 
Stellungnahme des Ministeriums für Ge-
sundheit, Emanzipation, Pflege und Alter 
vom 21.10.2011, der er sich anschließt. 
Herr M. erhält eine Kopie dieser Stellung-
nahme. 
 
 
15-P-2011-03662-00 
Bonn 
Kommunalabgaben 
 
 
Mit Steuerbescheid vom 15.04.2011 hat 
die Stadt Bonn den Petenten erstmalig zur 
Zahlung einer Zweitwohnungssteuer für 
das Jahr 2011 in Höhe von 284,40 € her-
angezogen. Der Bescheid ist bestands-
kräftig, da der Petent hiergegen keine Kla-
ge vor dem Verwaltungsgericht erhoben 
hat. 
 
Darüber hinaus entspricht die Erhebung 
der Zweitwohnungssteuer u. a. bei Perso-
nen, die aus Studiengründen eine Zweit-
wohnung in der Stadt Bonn innehaben, 
der Rechtslage und ist daher kommu-

nalaufsichtlich nicht zu beanstanden. Ein 
kommunalaufsichtliches Einschreiten, wel-
ches darauf gerichtet ist, dass die Stadt im 
vorliegenden Fall auf die Erhebung der 
Zweitwohnungsteuer verzichtet, wäre nur 
zulässig, wenn festzustellen wäre, dass 
die Stadt geltendes Recht verletzt. Dies ist 
nicht der Fall.  
 
Zu dem Verweis des Petenten auf seine 
ohnehin hohe finanzielle Belastung durch 
Mietkosten am Studienort Bonn sowie sei-
ne Beteiligung an den Mietkosten der ge-
meinsam mit seiner Mutter genutzten 
Wohnung in Marburg ist anzumerken, 
dass der Anspruch aus dem Steuer-
schuldverhältnis gestundet werden kann, 
wenn die Einziehung der Steuerschuld bei 
Fälligkeit eine erhebliche Härte für den 
Schuldner bedeuten würde. Die Stundung 
setzt das Vorliegen einer erheblichen Här-
te zum Zeitpunkt der Fälligkeit der Forde-
rung voraus. Der Petent hat die Möglich-
keit, bei der Stadt Bonn einen Stundungs-
antrag zu stellen. Die Bewertung, ob die 
festgesetzte Zweitwohnungssteuer eine 
erhebliche Härte bedeutet, hat die Stadt 
eigenständig zu prüfen. 
 
 
15-P-2011-03707-01 
Rheinbach 
Bezüge der Tarifbeschäftigten 
 
 
Der Petitionsausschuss hat den Nachtrag 
von Herrn S. vom 03.11.2011 zum Anlass 
genommen, den Sachverhalt erneut zu 
prüfen.  
 
Dabei wurde festgestellt, dass die Herrn S. 
übersandte Stellungnahme des Ministeri-
ums vom 26.07.2011 nicht korrekt war. 
 
Im letzten Absatz der Stellungnahme ist 
als Beginn des letzten Beschäftigungsver-
hältnisses der 24.08.2009 angegeben. 
(Neueinstellung). Ab diesem Zeitpunkt 
beginnt die Laufzeit von vier Jahren, so 
dass sich für das Aufsteigen in Stufe 5 der 
23.08.2013 ergibt und nicht wie angege-
ben, der 07.01.2012. 
 
Insofern wird der Beschluss des Petitions-
ausschusses vom 13.09.2011 zur Petition 
Nr. 15-P- 2011-03707-00 geändert. 
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15-P-2011-03727-00 
Düren 
Straßenbau 
Landschaftspflege 
 
 
Es handelt sich im vorliegenden Fall um 
eine Angelegenheit in der Planungshoheit 
des Kreises Düren. Rechtsverstöße sei-
tens der Kreisverwaltung sind nicht er-
kennbar. 
 
Die Kreisverwaltung Düren ist dem Vor-
schlag der Bezirksregierung gefolgt und 
hat in einem ersten Schritt einen Varian-
tenvergleich von vier verschiedenen Tras-
senführungen durchgeführt. Dieser hat 
gezeigt, dass auch die Umgehung 
Schneidhausen mit gerader Anbindung an 
die L 249 eine Option ist. Mit Beschluss 
des Bauausschusses des Kreises soll nun 
für den betroffenen Raum eine Umweltver-
träglichkeitsstudie (UVS) erstellt werden. 
Auf Basis dieser UVS und unter Einbezie-
hung einer Kosten-Nutzen-Analyse der 
einzelnen Trassenalternativen soll ent-
schieden werden, welche Trassenvariante 
weiterverfolgt wird. 
 
Bisher ist keine Förderzusage oder Pro-
grammaufnahme zu irgendeiner Variante 
seitens der Bezirksregierung Köln erfolgt. 
Eine Maßnahme zur Entlastung der Orts-
durchfahrt Kreuzau-Schneidhausen wird 
nur dann gefördert werden, wenn dies mit 
den Förderrichtlinien kommunaler Stra-
ßenbau in Einklang zu bringen ist. Über 
eine Bewilligung wird dann nach pflicht-
gemäßem Ermessen und aufgrund ver-
fügbarer Haushaltsmittel entschieden. 
 
 
15-P-2011-03729-01 
Köln 
Dienstaufsichtsbeschwerden 
 
 
Auch nach erneuter Prüfung der Sach- 
und Rechtslage sieht der Petitionsaus-
schuss keinen Anlass, seinen Beschluss 
vom 27.09.2011 zu ändern. 
 
Weitere Schreiben in dieser Angelegenheit 
sind zwecklos und werden künftig nicht 
mehr beantwortet. 
 

15-P-2011-03753-00 
Düsseldorf 
Unfallversicherung 
Hilfe für behinderte Menschen 
Rentenversicherung 
 
 
Frau B. beschwert sich über Entscheidun-
gen der Stadt Düsseldorf, der Unfallkasse 
und der Deutschen Rentenversicherung 
Bund (DRV). 
 
Die Stadt Düsseldorf hat den medizini-
schen Sachverhalt weiter aufgeklärt und 
mit Bescheid vom 31.10.2011 festgestellt, 
dass der Grad der Behinderung 50 beträgt 
und die gesundheitlichen Voraussetzun-
gen für die Inanspruchnahme des Merk-
zeichens „erheblich gehbehindert - G“ vor-
liegen. Damit wurde dem Anliegen von 
Frau B. entsprochen. 
 
In der Unfallversicherungsangelegenheit 
ist zur Frage, ob die festgestellte Riss-
schädigung des Innenminiskus sowie der 
Knorpelschaden an der Kniescheibenrück-
fläche und an der äußeren Oberschenkel-
rolle Folge des Unfalls vom 04.12.2007 
sind, ein Klageverfahren beim Sozialge-
richt Düsseldorf anhängig.  
 
Der Petitionsausschuss kann wegen der 
im Grundgesetz normierten richterlichen 
Unabhängigkeit in das gerichtliche Verfah-
ren nicht eingreifen, sodass der Ausgang 
des Klageverfahrens abzuwarten bleibt. 
 
Der Petitionsausschuss bittet die Landes-
regierung (Ministerium für Arbeit, Integra-
tion und Soziales), ihm über den Ausgang 
des Klageverfahrens zu berichten. 
 
Soweit Frau B. die Bewilligung von Ver-
letztengeld über den 18.12.2007 hinaus 
fordert, haben Frau B. bzw. ihr bevoll-
mächtigter Rechtsanwalt und  die Unfall-
kasse bis zum Abschluss des Klagever-
fahrens das Ruhen des Widerspruchsver-
fahrens vereinbart. Nach Abschluss des 
Klageverfahrens wird die Unfallkasse un-
ter Berücksichtigung des Ergebnisses 
über den  Widerspruch entscheiden. 
 
Da die DRV unter Bundesaufsicht steht, 
wurde die Petition insoweit zuständig-
keitshalber dem Deutschen Bundestag 
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überwiesen. Zwischenzeitlich hat die DRV 
eine befristete Rente wegen voller Er-
werbsminderung bewilligt. Damit wurde 
dem  Anliegen von Frau B. auch insoweit 
entsprochen. 
 
 
15-P-2011-03756-00 
Gelsenkirchen 
Wohnungsbauförderung 
 
 
Die NRW.BANK stellt bei der Frage, ob 
vorliegend ein Härtefall gegeben ist, zu 
Recht darauf ab, ob die aus der Zinsanhe-
bung resultierende Mehrbelastung für die 
Petenten tragbar ist. 
 
Sie hat jedoch die finanzielle Situation der 
Familie V. weitergehend geprüft und er-
neut bewertet. Danach ist die NRW.BANK 
bereit, unter Berücksichtigung der Härte-
fallklausel nach § 37 WFNG NRW die 
Zinsanhebung zum 01.01.2011 auf 0,75 % 
zu begrenzen. Da bei mehreren Kapital-
marktdarlehen mit z. T. sehr hohen Til-
gungssätzen in 2013 die Zinsbindungsfrist 
endet und eine Anschlussfinanzierung zu 
verhandeln ist, wird sie die Möglichkeit 
einer weiteren Zinsanhebung zum 
01.01.2013 anhand aktueller Unterlagen 
erneut prüfen.  
 
Die NRW.BANK wird die Petenten ent-
sprechend informieren. 
 
 
15-P-2011-03767-00 
Mönchengladbach 
Ausländerrecht 
 
 
Die Petentin ist im Alter von 14 Jahren 
2007 in das Bundesgebiet eingereist und 
stellte einen Asylantrag unter Aliasperso-
nalien. Das Bundesamt für Migration und 
Flüchtlinge lehnte diesen Antrag ab. Ab-
schiebungsverbote wurden nicht festge-
stellt. Das Asylverfahren ist nach Klage-
rücknahme seit dem 08.01.2008 rechts-
kräftig negativ abgeschlossen. Seit diesem 
Zeitpunkt ist die Petentin vollziehbar aus-
reisepflichtig. In der Folgezeit musste sie 
im Bundesgebiet geduldet werden, da 
aufgrund der falschen Identität keine Aus-
weispapiere beschafft werden konnten. 

Erst am 18.03.2011 offenbarte sie ihre 
tatsächliche Identität. Nach Vorlage der 
Passersatzpapiere wurde die Rückführung 
für den 28.06.2011 angekündigt, der sie 
sich durch Untertauchen entzog. 
 
Wie die Ausländerbehörde und das Ver-
waltungsgericht festgestellt haben, kommt 
ein asylverfahrensunabhängiges Aufent-
haltsrecht nicht in Betracht, da die gesetz-
lichen Voraussetzungen nicht erfüllt sind. 
Die wiederholte Straffälligkeit der Petentin 
ist zu berücksichtigen. 
 
Die Ausländerbehörde hat mit Bescheid 
vom 11.08.2011 zu Recht festgestellt, 
dass die gesetzlichen Voraussetzungen 
des § 25 a des Aufenthaltsgesetzes (Auf-
enthG) schon deshalb nicht erfüllt sind, da 
die Petentin weder vor Vollendung des 14. 
Lebensjahres eingereist ist, noch sich seit 
sechs Jahren ununterbrochen im Bundes-
gebiet aufhält. Im Hinblick auf § 25 Abs. 5 
AufenthG gehen die Ausländerbehörde 
und das Verwaltungsgericht davon aus, 
dass selbst bei Eröffnung des Schutzbe-
reichs des Art. 8 EMRK keine rechtliche 
Unmöglichkeit der Abschiebung vorliegt. 
Eine Rückkehr ins Heimatland ist somit 
zumutbar. 
 
Sofern die Petentin ihrer Ausreisever-
pflichtung weiterhin nicht freiwillig nach-
kommt, hat sie mit aufenthaltsbeendenden 
Maßnahmen zu rechnen. 
 
Der Petitionsausschuss sieht nach Ab-
schluss der Prüfung keine Veranlassung, 
der Landesregierung (Ministerium für Inne-
res und Kommunales) Maßnahmen zu 
empfehlen. 
 
 
15-P-2011-03768-00 
Porta Westfalica 
Straßenverkehr 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den 
mit der Petition vorgetragenen Sachverhalt 
und die Rechtslage unterrichtet und sieht 
nach Prüfung der Angelegenheit keine 
Veranlassung, der Landesregierung (Mi-
nisterium für Wirtschaft, Energie, Bauen, 
Wohnen und Verkehr) Maßnahmen im 
Sinne der Petition zu empfehlen. 
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Frau M. erhält einen Auszug aus der Stel-
lungnahme des Ministeriums für Wirt-
schaft, Energie, Bauen, Wohnen und Ver-
kehr vom 06.10.2011. 
 
 
15-P-2011-03801-00 
Paderborn 
Straßenverkehr 
 
 
Die Verwendung des Stoppschildes in der 
Straßenverkehrsordnung bietet einen grö-
ßeren Schutz für Radfahrer und Fußgän-
ger, weil damit eine Haltelinie markiert 
wird, vor der der Autoverkehr verpflichtet 
ist, zu halten. Hinter der Haltelinie, die 
nicht überfahren werden darf, bietet sich 
dem querenden Radverkehr ein größerer 
Raum, die Einmündung zu passieren, oh-
ne auf die radwegbegleitende Fahrbahn 
ausweichen zu müssen. Demgegenüber 
würde beim Verkehrszeichen 205 (Vor-
fahrt gewähren) lediglich eine Wartelinie 
markiert, deren Überfahren nicht ver-
kehrswidrig ist. Würde also ein Autofahrer 
die Wartelinie überfahren und erst danach 
direkt im Einmündungsbereich zum Ste-
hen kommen, wären querende Radfahrer 
gezwungen, auf die radwegbegleitende 
Fahrbahn auszuweichen und damit einer 
größeren Gefährdung ausgesetzt. 
 
Anders verhält es sich an der wenige Me-
ter südlich gelegenen Einmündung der 
Straße „An den Knickwiesen“ in die L 937. 
Dort wird der Radweg nicht unmittelbar 
parallel zum Fahrbahnrand geführt, son-
dern setzt sich um mehrere Meter vom 
Fahrbahnrand ab. Hier können Radfahrer 
ausweichen, ohne dabei in den nachfol-
genden Autoverkehr zu geraten und sich 
damit zu gefährden. 
 
Der Petitionsausschuss sieht davon ab, 
der Landesregierung (Ministerium für Wirt-
schaft, Energie, Bauen, Wohnen und Ver-
kehr) Maßnahmen zu empfehlen. 
 
 
 
 
 
 
 
 

15-P-2011-03809-00 
Gjakove 
Ausländerrecht 
 
 
Die Petition ist eingehend mit der Auslän-
derbehörde erörtert worden. Seitens der 
Petenten sind wesentliche und positive 
Gesichtspunkte gegenüber der Auslän-
derbehörde nicht vorgetragen worden.  
 
Die fehlenden Informationen über wesent-
liche Sachverhalte haben zu negativen 
Entscheidungen der Ausländerbehörde 
und der Verwaltungsgerichte geführt und 
begründeten letztendlich sogar eine Kla-
gerücknahme. Der Petitionsausschuss ist 
der Auffassung, dass der Tochter Tatjana 
eine Aufenthaltserlaubnis erteilt worden 
wäre, wenn sie einen ausreichend be-
gründeten Antrag gestellt hätte.  
 
Nach der Ausweisung der Familie Z. wird 
die Rückkehr von Tatjana nur im Rahmen 
des Nachzugs sonstiger Familienangehö-
riger nach § 36 des Aufenthaltsgesetzes 
möglich sein.  
 
Zu diesem Zweck wird Tatjana empfohlen, 
einen ausführlich begründeten Visumsan-
trag zu stellen. Hierbei sollte sie darlegen, 
dass sie die Grundschule erfolgreich ab-
solviert und sich die schulische Situation 
erst in der Hauptschule massiv ver-
schlechtert hat. Tatjana kann die Situation 
durch ein schulpsychologisches Gutachten 
untermauern.  
 
Zusätzlich sollte sie eingehende Unterla-
gen über ihre Herzerkrankung vorlegen. 
Die Erkrankung ist für den Schulbesuch 
aber auch bezüglich des Aufenthalts im 
Kosovo von erheblicher Bedeutung. 
 
Darzulegen ist auch die soziale Integration 
und die Betreuung, die sie ihrer pflegebe-
dürftigen Großmutter entgegengebracht 
hat.  
 
Als wesentlicher Faktor, der bisher falsch 
berücksichtigt worden ist, sieht der Petiti-
onsausschuss die Tatsache an, dass 
Tatjana sozialversicherungspflichtig bei 
ihrem Bruder gearbeitet hat. Wenn ihr be-
wusst gewesen wäre, dass ihr Einkommen 
zu niedrig war, hätte Sie bei entsprechen-
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der Unterrichtung den Umfang der Tätig-
keit und damit ihr Einkommen deutlich 
erhöhen können.  
 
Entgegen der Annahme der Ausländerbe-
hörde erzielt der Bruder von Tatjana gute 
Gewinne und zahlt im laufenden Ge-
schäftsjahr rund 60.000,-- € Löhne.  
 
Er ist ohne Probleme in der Lage, durch 
Zahlung von Arbeitslohn ihren Lebensun-
terhalt sicherzustellen.  
 
Darüber hinaus haben sich Familienange-
hörige bereits durch Verpflichtungserklä-
rungen zusätzlich bereit erklärt, für den 
Lebensunterhalb von Tatjana zu sorgen.  
 
Letztlich kann auch sichergestellt werden, 
dass die Abschiebekosten bezahlt werden.  
 
Im Fall eines begründeten Visumsantrags 
ist die Ausländerbehörde bereit, die Ab-
schiebung zu befristen und dem Visums-
antrag zuzustimmen.  
 
Der Petitionsausschuss bittet die Landes-
regierung (Ministerium für Inneres und 
Kommunales), über den weiteren Verlauf 
der Angelegenheit bis zum 30.01.2012 zu 
berichten.  
 
 
15-P-2011-03813-00 
Wickede 
Krankenversicherung 
 
 
Der Petitionsausschuss sieht mangels 
Konkretisierung der Beschwerden von 
Frau P. von einer Überprüfung ihrer Ein-
gabe ab. 
 
 
15-P-2011-03819-00 
Wuppertal 
Selbstverwaltungsangelegenheiten 
Arbeitsförderung 
 
 
Der Petent bittet um Unterstützung bei 
seiner beruflichen Eingliederung als Älte-
rer und Schwerbehinderter. Er gibt an, 
derzeit Arbeitslosengeld II zu beziehen 
und eine Arbeitsgelegenheit mit Mehrauf-
wandsentschädigung beim Berufskolleg 

Werther Brücke in Wuppertal wahrzuneh-
men.  
 
Auf seine an den Oberbürgermeister der 
Stadt Wuppertal gerichtete Bewerbung mit 
der Bitte um Unterstützung bei der berufli-
chen Eingliederung in ein dauerhaftes Be-
schäftigungsverhältnis hat der Petent eine 
ablehnende Antwort erhalten. Dies wurde 
zum einen damit begründet, dass die 
Stadt eine Kommune im Haushaltssiche-
rungskonzept ist und somit erhebliche 
Personaleinsparungen zu leisten hat und 
zum anderen keine entsprechende Stelle 
zur externen Wiederbesetzung frei gewor-
den ist. Diese Entscheidung ist nicht zu 
beanstanden. 
 
Trotzdem wird die Stadt Wuppertal den 
Petenten zu einem persönlichen Gespräch 
einladen, um die bestehenden Missver-
ständnisse auszuräumen. Im Übrigen wird 
das zuständige Jobcenter ihn weiter be-
treuen und beraten. 
 
Der Petitionsausschuss sieht nach Ab-
schluss der Prüfung keinen Anlass, der 
Landesregierung (Ministerium für Inneres 
und Kommunales) kommunalaufsichtliche 
Maßnahmen zu empfehlen. 
 
 
15-P-2011-03828-00 
Bad Honnef 
Straßenverkehr 
 
 
Im Abschnitt zwischen dem Ortsbeginn 
und der Einmündung Steinsbücher Hof 
(auf 400 m Länge) ist bereits ein Überhol-
verbot angeordnet. Die beiden im Stre-
ckenabschnitt liegenden Bushaltestellen 
sollen als solche mit besonderer Gefähr-
lichkeit eingestuft werden, was eine Warn-
blinkpflicht des Busfahrers und eine 
Schrittgeschwindigkeit der Kraftfahrzeug-
führer bei haltendem Bus nach sich zieht. 
Ferner ist geplant, im Zuge des in Rede 
stehenden Abschnitts der L 144 drei Mitte-
linseln als Fußgänger-Überquerungshilfen 
zu errichten. 
 
Zahlreiche Wünsche nach Verkehrsberu-
higungsmaßnahmen auf dem Vorrang-
straßennetz (Bundes-, Landes-, Kreisstra-
ßen) bestehen auch andernorts. Wegen 
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der begrenzten Haushaltsmittel können 
diese nur dort zeitnah umgesetzt werden, 
wo aufgrund der Anzahl und der Schwere 
von Unfällen mit Personenschaden dafür 
dringender Handlungsbedarf besteht. Dies 
ist im Zuge der L 144 ausweislich der Un-
falldatenliste der Jahre 2008 bis Juni 2011 
(dreieinhalb Jahre) nicht der Fall. 
 
Auch die anerkannten Regeln der Technik 
legen Abhilfemaßnahmen erst dann nahe, 
wenn der Verdacht auf überhöhte Ge-
schwindigkeiten als mitwirkender Faktor 
bei Unfallhäufungen gegeben ist. Dies ist 
vorliegend nicht der Fall. 
 
Wegen der bisher unauffälligen Unfallsitu-
ation besteht keine konkrete Gefahrenla-
ge, so dass von einer zeitnahen Umset-
zung der Baumaßnahme nicht ausgegan-
gen werden kann. 
 
 
15-P-2011-03838-00 
Welver 
Baugenehmigungen 
 
 
Gegen das Vorhaben bestehen aus bau-
planungsrechtlicher Sicht keine Bedenken. 
Die Mobilfunkanlage des Netzbetreibers T-
Mobile ist am beantragten Standort als 
Telekommunikationsanlage im Außenbe-
reich privilegiert zulässig. Bauordnungs-
rechtliche Verstöße sind nicht ersichtlich. 
Aus naturschutzfachlicher und -rechtlicher 
Sicht bestehen keine Bedenken gegen 
das Vorhaben. 
 
Ob und inwieweit Alternativstandorte in 
ihrer Geeignetheit dem genehmigten 
Standort der Mobilfunkanlage gleichzustel-
len wären, ist unerheblich, da die Anlage 
auf dem Flurstück 348 den öffentlich-
rechtlichen Anforderungen und geltenden 
gesetzlichen Regelungen entspricht und 
die beantragte Baugenehmigung deshalb  
erteilt werden musste. Es besteht auch 
keine Möglichkeit, ein Verbot der Anlage 
oder ihre Verlagerung durchzusetzen. 
Gründe für eine Rücknahme der be-
standskräftig gewordenen Genehmigung 
sind nicht erkennbar. 
 
 
 

15-P-2011-03844-00 
Düsseldorf 
Handwerksrecht 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den 
vorgetragenen Sachverhalt und die 
Rechtslage unterrichtet und sieht nach 
Abschluss der Prüfung keine Veranlas-
sung, der Landesregierung (Ministerium 
für Wirtschaft, Energie, Bauen, Wohnen 
und Verkehr) weitere Maßnahmen zu 
empfehlen. 
 
Die Vorgehensweise der Handwerkskam-
mer Düsseldorf entspricht dem üblichen 
Verfahren bei der Aufhebung einer Ent-
scheidung des Meisterprüfungsausschus-
ses. Sie ist nicht zu beanstanden. 
 
Der Petentin wird empfohlen, mit der 
Handwerkskammer Kontakt aufzunehmen 
um die Wiederholung der Prüfung abzu-
stimmen. Zur weiteren Information erhält 
die Petentin einen Auszug aus der Stel-
lungnahme des Ministeriums für Wirt-
schaft, Energie, Bauen, Wohnen und Ver-
kehr vom 28.09.2011. 
 
 
15-P-2011-03867-00 
Enger 
Schulen 
 
 
Nach § 81 Absatz 1 des Schulgesetzes 
(SchuIG) sind Schulträger verpflichtet si-
cherzustellen, dass in ihren Schulen Klas-
sen nach den Vorgaben des § 93 Absatz 2 
Nr. 3 SchuIG gebildet werden können. 
 
Aus § 82 Absatz 4 SchuIG ergibt sich, 
dass Hauptschulen grundsätzlich mindes-
tens zwei Parallelklassen pro Jahrgang 
haben müssen. Unter bestimmten Voraus-
setzungen kann eine Hauptschule nach § 
82 Absatz 4 Satz 2 SchulG mit einer Klas-
se pro Jahrgang fortgeführt werden. 
 
Diese Mindestvoraussetzungen sind je-
doch nicht erfüllt, da der gemäß § 6 Ab-
satz 4 der Ausführungsverordnung zu § 93 
Absatz 2 SchuIG verbindliche Mindestwert 
der Bandbreite von 18 Schülerinnen und 
Schülern nicht erreicht wird. 
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Die Entscheidung der Bezirksregierung ist 
daher nicht zu beanstanden und durch das 
Oberverwaltungsgericht unanfechtbar be-
stätigt worden. 
 
Soweit in Ausnahmefällen durch andere 
Bezirksregierungen eine Klassenbildung 
bei geringfügigen Abweichungen vom 
Mindestwert der Bandbreite zugelassen 
wurde, kann dies - so auch die Rechtsauf-
fassung des Oberverwaltungsgerichts - 
nicht zu einem Anspruch der Stadt Enger 
führen. 
 
Der Petitionsausschuss sieht keine Mög-
lichkeit, das Anliegen zu unterstützen. 
 
 
15-P-2011-03880-01 
Heilbronn 
Rundfunk und Fernsehen 
 
 
Herr S. wendet sich gegen den Fünfzehn-
ten Staatsvertrag zur Änderung rundfunk-
rechtlicher Staatsverträge der von den 
Ministerpräsidentinnen und Ministerpräsi-
denten im Dezember 2010 unterzeichnet 
worden ist. Insbesondere bittet er, der 
Neuregelung der Rundfunkgebühren nicht 
zuzustimmen oder eine Klausel einzufüh-
ren, die die Nichtveranlagung von Haus-
halten garantiert, die nachweislich keine 
empfangsbereiten Geräte bereitstellen. 
 
Der Petitionsausschuss weist darauf hin, 
dass der Antrag der Landesregierung auf 
Zustimmung zu diesem Staatsvertrag der-
zeit im Landtag beraten wird. Die Ent-
scheidung des Landtags bleibt insofern 
abzuwarten. 
 
Zur weiteren Information erhält Herr S. 
eine Kopie der Stellungnahme der Ministe-
rin für Bundesangelegenheiten, Europa 
und Medien vom 11.10.2011. 
 
 
15-P-2011-03882-00 
Lage 
Wasser und Abwasser 
 
 
Zu dem Vorbringen von Frau B. im Zu-
sammenhang mit der durchgeführten 
Dichtheitsprüfung und der nunmehr anste-

henden Sanierung der privaten Abwasser-
leitung hat der Petitionsausschuss eine 
Stellungnahme der Landesregierung (Mi-
nisterium für Klimaschutz, Umwelt, Land-
wirtschaft, Natur- und Verbraucherschutz) 
eingeholt. Danach sind die Anforderungen 
der Stadt Lage rechtlich und fachlich nicht 
zu beanstanden. Die Stadt ist ihrer Pflicht 
zur Beratung nachgekommen. 
 
In einem Ortstermin am 02.08.2011 ist ein 
Sanierungskonzept vereinbart worden, 
das für Frau B. zu einem günstigeren Er-
gebnis führt. Diesem Konzept hat sie zwi-
schenzeitlich zugestimmt. 
 
Zur weiteren Information erhält Frau B. 
eine Kopie der Stellungnahme des Minis-
teriums für Klimaschutz, Umwelt, Land-
wirtschaft, Natur- und Verbraucherschutz 
vom 05.10.2011.  
 
 
15-P-2011-03888-00 
Bonn 
Dienstaufsichtsbeschwerden 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über das 
Anliegen des Petenten und den der Petiti-
on zugrunde liegenden Sachverhalt infor-
miert. Er hat davon Kenntnis genommen, 
dass der Verfassungsschutz des Landes 
nicht mit iranischen Geheimdiensten zu-
sammenarbeitet und alle notwendigen 
Maßnahmen trifft, Aufklärungsinteressen 
iranischer Nachrichtendienste wirksam zu 
begegnen. 
 
Der Petitionsausschuss sieht daher keine 
Veranlassung, der Landesregierung (Mi-
nisterium für Inneres und Kommunales) 
weitere Maßnahmen zu empfehlen. 
 
 
15-P-2011-03901-00 
Köln 
Landschaftspflege 
 
 
Die Beantragung einer neuen Planfeststel-
lung zur Hafenerweiterung hängt von der 
gerichtlichen Entscheidung des Bundes-
verwaltungsgerichts über die Nichtzulas-
sungsbeschwerde ab. Sollte es zu einem 
Planfeststellungsverfahren kommen, hat 
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Frau S. im Rahmen ihrer Einwendungsbe-
fugnis die Möglichkeit, die in der Petition 
angesprochenen Belange in diesem Ver-
fahren bei der Bezirksregierung Köln 
(Planfeststellungsbehörde) geltend zu ma-
chen. Die Planfeststellungsbehörde wird 
dann hierüber entscheiden. 
 
 
15-P-2011-03902-00 
Emmerich 
Straßenbau 
Eisenbahnwesen 
 
 
In den bisherigen Planungen der Deut-
schen Bahn AG und des Landesbetriebs 
Straßenbau ist vorgesehen, die höhen-
gleichen Bahnübergänge Haagsche Stra-
ße und Lobither Straße zu beseitigen und 
eine neue Straßenüberführung der L 472 
als Ersatzmaßnahme zu erstellen. In ei-
nem Abstimmungsgespräch zwischen der 
Deutschen Bahn, der Stadt Emmerich und 
der Straßenbauverwaltung wurde seitens 
der Stadt der im Ratsbeschluss beschrie-
bene Wunsch zur Verlegung der zukünfti-
gen Straßenüberführung in den Bereich 
Haagsche Straße sowie zur Verlegung der 
B 8 auf die westliche Seite der Bahntrasse 
geäußert. 
 
Der Beschluss des Rats der Stadt zur 
Neuanlage einer Straßenüberführung stellt 
eine Absichtserklärung der Stadt Em-
merich dar. Da weder die Baulastträger-
schaft geklärt, noch die erforderliche Pla-
nung erstellt sind, bleibt zunächst das wei-
tere Verfahren abzuwarten. Die Rechte 
des Bürgers zur Einbringung von Einwen-
dungen im Rahmen der weiteren Pla-
nungsschritte bleiben gewahrt. 
 
Der Petitionsausschuss sieht daher keinen 
Anlass, der Landesregierung (Ministerium 
für Wirtschaft, Energie, Bauen, Wohnen 
und Verkehr) Maßnahmen zu empfehlen. 
 
 
15-P-2011-03904-00 
Wilnsdorf 
Landwirtschaft und Ernährungswirtschaft 
 
 
Der Petitionsausschuss begrüßt den 
Kompromissvorschlag, dass ohne Aner-

kennung einer Rechtspflicht der Petent für 
das Wirtschaftsjahr 2010/2011 einen Be-
trag in der Höhe erhält, den er bei Fortbe-
stehen der 2006 ausgelaufenen Förder-
richtlinie erhalten hätte. Im Gegenzug er-
klärt er sich bereit, die noch nicht erfolgte 
formgerechte Antragstellung zur Förde-
rung „Umwelt- und tiergerechte Haltungs-
verfahren auf Stroh“ nachzuholen. Der 
Ablehnungsbescheid vom 12.07.2011 wird 
zurückgenommen und aufgehoben.  
 
Dem Anliegen des Petenten ist damit teil-
weise entsprochen. 
 
Eine Kopie der Stellungnahme des Minis-
teriums für Klimaschutz, Umwelt, Land-
wirtschaft, Natur- und Verbraucherschutz 
vom 19.10.2011 wird zur Kenntnis über-
sandt. 
 
 
15-P-2011-03916-00 
Köln 
Polizei 
 
 
Im Rahmen der Prüfung haben sich An-
haltspunkte für Mängel und Defizite der 
polizeilichen Ermittlungsführung ergeben. 
Das Polizeipräsidium Köln wird den Sach-
verhalt mit den beteiligten Beamten um-
fassend kritisch nachbereiten, sodass sich 
entsprechende Defizite zukünftig bei ähn-
lich gelagerten Sachverhalten nicht wie-
derholen werden. 
 
Der Petent erhält zur weiteren Information 
einen Auszug aus der Stellungnahme des 
Ministeriums für Inneres und Kommunales 
vom 30.09.2011. 
 
 
15-P-2011-03933-01 
Geldern 
Dienstaufsichtsbeschwerden 
 
 
Auch nach erneuter Prüfung der Sach- 
und Rechtslage sieht der Petitionsaus-
schuss keinen Anlass, seinen Beschluss 
vom 19.07.2011 zu ändern.  
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15-P-2011-03937-00 
Dortmund 
Ausländerrecht 
 
 
Die Petition ist durch Zurücknahme erle-
digt. 
 
 
15-P-2011-03964-00 
Dormagen 
Einkommensteuer 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den 
der Petition zugrunde liegenden Sachver-
halt informiert und sieht nach Prüfung der 
Angelegenheit keine Möglichkeit, der Lan-
desregierung (Finanzministerium) eine 
andere Beurteilung zu empfehlen. 
 
Frau S. erhält zur weiteren Erläuterung 
eine Kopie der Stellungnahme des Fi-
nanzministeriums vom 19.10.2011. 
 
 
15-P-2011-03965-00 
Neuss 
Polizei 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den 
der Petition zugrunde liegenden Sachver-
halt und die Rechtslage informiert. Er hat 
davon Kenntnis genommen, dass die 
Staatsanwaltschaft Düsseldorf aufgrund 
einer am 14.06.2011 eingegangenen 
Strafanzeige der Petentin wegen des Ver-
dachts der Körperverletzung im Amt die 
Ermittlungen gegen die eingesetzten Poli-
zeibeamten aufgenommen hat. Nach Ab-
schluss der Ermittlungen wird die Staats-
anwaltschaft der Petentin einen Bescheid 
erteilen, sofern es nicht zur Erhebung der 
öffentlichen Klage kommt. 
 
Eine gegebenenfalls erforderliche diszipli-
narrechtliche Würdigung des Verhaltens 
der betroffenen Polizeibeamtinnen und -
beamten wird durch die Kreispolizeibehör-
de Neuss sowie die zuständige Aufsichts-
behörde vorgenommen, falls das Ergebnis 
der staatsanwaltschaftlichen Ermittlungen 
dazu Veranlassung gibt. 
 

Der Petitionsausschuss sieht daher keine 
Veranlassung, der Landesregierung (Mi-
nisterium für Inneres und Kommunales) 
darüber hinaus Maßnahmen zu empfeh-
len. 
 
 
15-P-2011-03988-00 
Hagen 
Wohnungswesen 
 
 
Der Familie M. wird empfohlen, sich we-
gen ihrer dauerhaften Wohnraumversor-
gung an das Amt für Wohnungswesen der 
Stadt Düsseldorf zu wenden. Die Stadt 
wird im Rahmen ihrer gesetzlichen Ver-
pflichtung beratende Hilfestellung bei der 
Wohnraumversorgung leisten. Ein 
Rechtsanspruch auf eine Wohnung be-
steht allerdings nicht. 
 
Herr D. erhält eine Kopie der Stellung-
nahme des Ministeriums für Wirtschaft, 
Energie, Bauen, Wohnen und Verkehr 
vom 05.10.2011. 
 
 
15-P-2011-03989-00 
Preußisch Oldendorf 
Einkommensteuer 
 
 
Im Hinblick auf entsprechende Forderun-
gen wegen erhöhter Benzinpreise sowie 
gestiegener Preise beim öffentlichen Per-
sonennahverkehr hat die Bundesregierung 
klargestellt, dass eine Erhöhung der Ent-
fernungspauschale gegenwärtig nicht vor-
gesehen ist. 
 
Frau K. wird wegen der von ihr gewünsch-
ten Festsetzung von Einkommensteuer-
Vorauszahlungen gebeten, dem Finanz-
amt – gegebenenfalls nach Rücksprache 
mit ihrem Arbeitgeber - eine Aufstellung 
des zukünftig zu erwartenden Bruttoar-
beitslohns und der steuerfreien Aufsto-
ckungsbeträge für die Altersteilzeit einzu-
reichen. Das Finanzamt wird anschließend 
die Festsetzung von Einkommensteuer- 
Vorauszahlungen unter Beachtung der 
geltenden Rechtslage prüfen.  
 
Die von der Deutschen Telekom AG ge-
genüber der Petentin erhobene Forderung 
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beruht nicht auf einer Behördenentschei-
dung. In dieser Angelegenheit muss sich 
Frau K. daher privatrechtlich - außerhalb 
eines Petitionsverfahrens - mit der Deut-
schen Telekom AG auseinandersetzen. 
Die Angelegenheit fällt nicht in die Zustän-
digkeit eines Ressorts der Landesregie-
rung. 
 
Die Petentin erhält zur näheren Erläute-
rung eine Kopie der Stellungnahme des 
Finanzministeriums vom 04.10.2011. 
 
 
15-P-2011-03991-00 
Recklinghausen 
Jugendhilfe 
 
 
Aufgrund der im Rahmen der Petition ge-
wonnenen Erkenntnisse ist die Verfah-
rensweise des Jugendamts der Stadt 
Hamm nicht zu beanstanden.  
 
Das Jugendamt ist den Hinweisen von 
Herrn Y. auf Kindeswohlgefährdung und 
Alkoholmissbrauch nachgegangen und hat 
eine entsprechende Überprüfung vorge-
nommen.  Anhaltspunkte auf eine mögli-
che Gefährdung des Kindeswohls oder 
Alkoholmissbrauch haben sich dabei nicht 
gefunden. 
 
Darüber hinaus richtet sich die Vorge-
hensweise des Jugendamts nach den vor-
liegenden familiengerichtlichen Beschlüs-
sen. 
 
Wegen der verfassungsrechtlich 
gewährleisteten richterlichen 
Unabhängigkeit ist es dem 
Petitionsausschuss verwehrt, gerichtliche 
Entscheidungen zu überprüfen, zu ändern 
oder aufzuheben. Aus demselben Grund 
kann er auch keinen Einfluss auf künftige 
Entscheidungen der Gerichte nehmen. 
Gerichtliche Entscheidungen können 
grundsätzlich nur nach den Bestimmungen 
der jeweiligen Prozessordnung durch die 
nächsthöhere gerichtliche Instanz 
überprüft werden. Ist der Instanzenzug 
ausgeschöpft, muss das Ergebnis 
hingenommen werden. 
 
Herrn Y. wurde vom Familiengericht zur 
Auflage gemacht, sich therapeutischer 

Hilfe zu unterziehen, damit er das Wohl 
des Kindes erkennen und die Bindung des 
Kindes an die Kindesmutter zukünftig ak-
zeptieren kann. Ihm kann seitens des Peti-
tionsausschusses letztendlich nur empfoh-
len werden, diese gerichtliche Auflage zu 
erfüllen und mit dem Jugendamt zum 
Wohle seines Kindes auf sachlicher Ebene 
zu kooperieren. 
 
 
15-P-2011-03994-00 
Bielefeld 
Polizei 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den 
der Petition zugrunde liegenden Sachver-
halt und die Rechtslage unterrichtet. 
 
Die Prüfung hat Hinweise auf ein fehler-
haftes Verhalten von Polizeibeamten oder 
Versäumnisse von Behörden der Landes-
verwaltung nicht ergeben. Die durchge-
führten Maßnahmen seitens des Polizei-
präsidiums Bielefeld sind nicht zu bean-
standen. 
 
Der Petitionsausschuss sieht daher keine 
Veranlassung, der Landesregierung (Mi-
nisterium des Inneren und Kommunales) 
Maßnahmen zu empfehlen. 
 
 
15-P-2011-03999-00 
Schwelm 
Krankenversicherung 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich einge-
hend mit dem der Petition von Herrn N. 
zugrunde liegenden Sachverhalt befasst.  
Er hat davon Kenntnis genommen, dass 
die Entscheidung der AOK NORDWEST, 
im Fall von Herrn N. die implantologische 
Versorgung mit Zahnersatz nicht zu bezu-
schussen, dem geltenden Recht entspricht 
und daher nicht zu beanstanden ist. 
 
Der Petitionsausschuss kann Herrn N. 
leider nur empfehlen, sich hinsichtlich der 
Möglichkeit der Unterfütterung der vor-
handenen Prothese mit seinem behan-
delnden Zahnarzt in Verbindung zu set-
zen. Sofern dies für medizinisch erforder-
lich gehalten wird, ist hierüber ein Heil- 
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und Kostenplan zu erstellen und bei der 
Krankenkasse zur Prüfung der Kosten-
übernahme einzureichen. 
 
Herr N. erhält eine Kopie der Stellung-
nahme des Ministeriums für Gesundheit, 
Emanzipation, Pflege und Alter vom 
30.09.2011. 
 
 
15-P-2011-04000-00 
Düsseldorf 
Selbstverwaltungsangelegenheiten 
Sport 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über die 
Sach- und Rechtslage unterrichtet und 
sieht nach Abschluss der Prüfung keine 
Veranlassung, der Landesregierung (Mi-
nisterium für Inneres und Kommunales, 
Ministerium für Familie, Kinder, Jugend, 
Kultur und Sport) Maßnahmen zu empfeh-
len. 
 
Am 24.08.2009 hat ein Gespräch zwi-
schen dem Sportbund und dem Judo-
Sport-Verein Düsseldorf e.V. mit dem Ziel 
stattgefunden, Unterstützungsmöglichkei-
ten zur Förderung der Aktivitäten des Ver-
eins im Bereich Integration durch Sport 
aufzuzeigen. Vor diesem Hintergrund ha-
ben sich das Sportamt und der Stadt-
sportbund Düsseldorf intensiv dafür einge-
setzt, dass dem Verein die gewünschten 
Hallennutzungszeiten zur Verfügung ge-
stellt werden. Alle Partner sind dem Verein 
dabei weit entgegengekommen. Unter 
Berücksichtigung seiner Mitgliederzahl 
liegt das dem Verein eingeräumte Nut-
zungskontingent von insgesamt 25,5 Wo-
chenstunden weit über dem vergleichbarer 
Sportvereine. Außerdem erhält er Zu-
schüsse im Rahmen der städtischen 
Sportförderrichtlinien. Der Stadtsportbund 
hat mehrfach darauf hingewiesen, dass 
die dem Verein zugeteilten Hallennut-
zungszeiten an den verschiedenen Stand-
orten in Anbetracht der angespannten Ka-
pazitätsauslastung anderen Sportvereinen 
gegenüber zunehmend nicht zu vertreten 
seien. 
 
Die Förderung des Sports sowie die 
Vergabe von Sporthallen an Sportvereine 
sind eine freiwillige Selbstverwaltungsauf-

gabe der Stadt Düsseldorf, die diese ei-
genverantwortlich erledigt. Anhaltspunkte 
dafür, dass die Stadt bei der Vergabe der 
Hallen bzw. Hallenzeiten sachwidrige, ins-
besondere gegen den Gleichbehand-
lungsgrundsatz verstoßende Kriterien an-
gelegt hat, ergeben sich aus dem vorlie-
genden Sachverhalt nicht. 
 
 
15-P-2011-04008-00 
Moers 
Jugendhilfe 
Rechtspflege 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den 
der Petition zugrunde liegenden Sachver-
halt unterrichtet und sieht keinen Anlass, 
der Landesregierung (Ministerium für Fa-
milie, Kinder, Jugend, Kultur und Sport) 
Maßnahmen zu empfehlen. 
 
Aufgrund der im Rahmen der Petition ge-
wonnenen Erkenntnisse ist die Verfah-
rensweise des Jugendamts der Stadt 
Kamp-Lintfort nicht zu beanstanden. Das 
Jugendamt hat das Wohl der minderjähri-
gen Kinder im Fokus und berät und unter-
stützt die Kindesmutter entsprechend. Die 
Entscheidungen des Jugendamts basieren 
darüber hinaus auf den vorliegenden fami-
liengerichtlichen Entscheidungen. 
 
Wegen der verfassungsrechtlich garantier-
ten richterlichen Unabhängigkeit ist es 
dem Petitionsausschuss nicht möglich, 
gerichtliche Entscheidungen zu überprü-
fen, zu ändern oder aufzuheben. 
 
Diesbezüglich bleibt die Entscheidung des 
Familiengerichts über den Antrag des 
durch einen Anwalt vertretenen Petenten 
auf Umgang mit seiner Partnerin und de-
ren Kinder abzuwarten. 
 
 
15-P-2011-04012-00 
Hilchenbach 
Abgabenordnung 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den 
der Petition zugrunde liegenden Sachver-
halt informiert und sieht nach Prüfung der 
Angelegenheit keine Möglichkeit, der Lan-
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desregierung (Finanzministerium) eine 
andere Beurteilung zu empfehlen. 
 
Herr M. erhält zur weiteren Erläuterung 
eine Kopie der Stellungnahme des Fi-
nanzministeriums vom 18.10.2011. 
 
 
15-P-2011-04013-00 
Düsseldorf 
Arbeitsförderung 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den 
der Petition zugrunde liegenden Sachver-
halt unterrichtet. Er hat dabei keine An-
haltspunkte gefunden, die darauf hindeu-
ten, dass das Verhalten der Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter des Jobcenters Düs-
seldorf fehlerhaft war. 
 
Das Verfahren zur Terminvergabe im Job-
center läuft grundsätzlich nach einem 
festgelegten Verfahren ab, das für alle 
Kunden des Jobcenters gilt. Für die Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter war das Vor-
liegen einer begründeten Ausnahmesitua-
tion nicht ersichtlich. 
 
Zwischenzeitlich hat Herr S. zur Klärung 
seines Anliegens für den 17.08.2011 einen 
persönlichen Termin bei der für ihn zu-
ständigen Teamleiterin erhalten und ihn 
auch wahrgenommen. Im Rahmen dieses 
Gesprächs konnte sein Anliegen geklärt 
werden. 
 
 
15-P-2011-04016-00 
Leipzig 
Beamtenrecht 
 
 
Der Petitionsausschuss hat davon Kennt-
nis genommen, dass nach Überprüfung 
des Sachverhalts durch das Ministerium 
für Inneres und Kommunales der Verset-
zungswunsch von Frau P.Y. nach Sach-
sen durch die zentrale Koordinierungsstel-
le für länderübergreifende Versetzungen 
beim LAFP NRW weiter verfolgt wird. 
 
Der Ausschuss wird über den Fortgang 
des Verfahrens informiert. 
 
 

15-P-2011-04018-00 
Hagen 
Straßenbau 
 
 
Bei dem Bau einer Bahnhofshinterfahrung 
von Wehringhausen bis Eckeseyer Straße 
handelt es sich um ein Vorhaben, das der 
kommunalen Planungshoheit der Stadt 
unterliegt. Diese hatte das Vorhaben im 
Jahr 2004 bei der Bezirksregierung Arns-
berg zur Förderung aus Mitteln nach dem 
damaligen Gemeindeverkehrsfinanzie-
rungsgesetz angemeldet. Nach eingehen-
der Prüfung hat die Bezirksregierung als 
zuständige Bewilligungsbehörde dieses 
Vorhaben als grundsätzlich förderfähig 
eingestuft und in den sogenannten Pro-
grammanhang aufgenommen. 
 
Das erforderliche Baurecht hat die Stadt 
durch einen entsprechenden Bebauungs-
plan (B-Plan) geschaffen. Eine gegen den 
B-Plan erhobene Normenkontrollklage hat 
das Oberverwaltungsgericht für das Land 
Nordrhein-Westfalen im Sommer dieses 
Jahres abgewiesen, sodass der B-Plan 
bestandskräftig geworden ist. 
 
Der Petitionsausschuss hat keine Mög-
lichkeit, der Landesregierung (Ministerium 
für Wirtschaft, Energie, Bauen, Wohnen 
und Verkehr) in dieser Selbstverwaltungs-
angelegenheit Maßnahmen zu empfehlen. 
 
 
15-P-2011-04020-00 
Hennef 
Sozialhilfe 
Schulen 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den 
der Petition zugrunde liegenden Sachver-
halt unterrichtet und festgestellt, dass eine 
einvernehmliche Lösung zwischen dem 
Träger der Sozialhilfe und den Eheleuten 
S. sowie den anderen betroffenen Eltern in 
Bezug auf die Form der Übernahme der 
Kosten für Integrationshelfer für ihre Kin-
der für den Nachmittagsbereich in der 
OGS erzielt ist. 
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15-P-2011-04023-00 
Meinerzhagen 
Beamtenrecht 
 
 
Die Petition über die bemängelte Bearbei-
tungsdauer der von Frau B. am 
19.05.2011 beantragten Versorgungsaus-
kunft ist verständlich und aus Sicht des 
Petitionsausschusses begründet. 
 
Der Ausschuss hat davon Kenntnis ge-
nommen, dass ursächlich hierfür die Um-
stellung des Bezügeverfahrens im Lan-
desamt für Besoldung und Versorgung auf 
eine Standardsoftware (SAP) ist, was zu 
einer starken Belastung und Arbeitsver-
dichtung führt. 
 
Er hat sich darüber unterrichtet, dass das 
LBV inzwischen am 16.09.2011 bei der 
Personalakten führenden Dienststelle die 
Personalakte von Frau B. angefordert hat. 
Er geht daher davon aus, dass Frau B. in 
Kürze die beantragte Versorgungsaus-
kunft erteilt werden wird. 
 
Der Ausschuss bittet die Landesregierung 
(Finanzministerium), ihm über den ergan-
genen Bescheid zur Versorgungsauskunft 
zu berichten. 
 
 
15-P-2011-04031-00 
Lippstadt 
Psychiatrische Krankenhäuser 
 
 
Der Petitionsausschuss kann wegen der 
durch das Grundgesetz gewährleisteten 
richterlichen Unabhängigkeit die angeord-
nete Unterbringung von Herrn S. weder 
überprüfen, noch ändern oder aufheben. 
 
Das Anfertigen von Kopien wird dem Pe-
tenten unter organisatorisch nachvollzieh-
baren Bedingungen angeboten. Das ist 
nicht zu beanstanden. 
 
Das gleiche gilt für die unter Sicherheits-
gründen nachvollziehbaren Rahmenbe-
dingungen, unter denen ihm das Öffnen 
eines anonymen Briefumschlags ohne 
Poststempel ermöglicht werden sollte. 
 

Der Ausschuss hat auch zur Kenntnis ge-
nommen, dass Herr S. keinen weiteren 
Beitrag zur Sachverhaltsaufklärung einer 
von ihm berichteten Bedrohung leisten 
wollte, ohne die jedoch eine Überprüfung 
nicht möglich ist. 
 
 
15-P-2011-04032-00 
Aachen 
Personenstandswesen 
 
 
Die Petenten begehren die Eintragung des 
chinesischen Namens „Peiyang" als weite-
ren Vornamen für ihren am 06.12.2007 
geborenen Sohn. 
 
Der Eintrag in das Geburtenregister der 
Stadt Aachen erfolgte am 08.02.2008 mit 
den Vornamen „Jan Sunoogo“. Am 
17.03.2008 teilten die Petenten der Stadt 
Aachen mit, dass sie die zusätzliche Ein-
tragung des Vornamens „Peiyang" wün-
schen. Diesem Anliegen konnte das Stan-
desamt der Stadt Aachen nicht entspre-
chen, da nach dem Personenstandsgesetz 
in einem abgeschlossenen Registereintrag 
nur offenkundige Schreibfehler zu berich-
tigen sind. Darüber hinaus kann ein abge-
schlossener Eintrag im Geburtenregister 
nur auf Anordnung des Gerichts berichtigt 
werden, wenn zur dessen Überzeugung 
feststeht, dass der Eintrag von Anfang an 
unrichtig gewesen ist. Der Antrag auf An-
ordnung des Gerichts zur Berichtigung des 
Geburtseintrags des Sohnes der Petenten 
auf die Vornamen „Jan Sunoogo Peiyang" 
hat das zuständige Amtsgericht Aachen 
am 28.03.2009 abgelehnt, da eine von 
Anfang an bestehende Unrichtigkeit des 
Eintrags nicht vorlag, so dass eine Berich-
tigung nicht erfolgen konnte. 
 
Die Petenten stellten daraufhin am 
11.01.2011 einen Antrag auf öffentlich-
rechtliche Namensänderung. Die Stadt 
Aachen hat den Antrag am 21.07.2011 
abgelehnt, da sie in den Ausführungen der 
Petenten keinen ausreichenden Nachweis 
des nach dem Namensänderungsgesetz 
geforderten wichtigen Grund für eine Na-
mensänderung sieht. Gegen den Ableh-
nungsbescheid wurde am 24.08.2011 
beim Verwaltungsgericht Aachen Klage 
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erhoben. Über die Klage ist noch nicht 
entschieden. 
 
Im Hinblick auf den Verfahrensstand beim 
Verwaltungsgericht und das bisher erfolgte 
Verwaltungshandeln sieht der Petitions-
ausschuss derzeit keinen Anlass, der 
Landesregierung (Ministerium für Inneres 
und Kommunales) Maßnahmen zu emp-
fehlen. Im Übrigen unterliegen verwal-
tungsgerichtliche Verfahren sowohl in Ver-
fahrensführung wie auch Entscheidungs-
findung der verfassungsrechtlich garantier-
ten richterlichen Unabhängigkeit und kön-
nen im Petitionsverfahren nicht überprüft 
werden. 
 
Die Petenten werden gebeten, den Aus-
gang des Verfahrens abzuwarten. 
 
 
15-P-2011-04037-00 
Münster 
Rundfunk und Fernsehen 
 
 
Herr G.-H. erhält eine Kopie der Stellung-
nahme der Ministerin für Bundesangele-
genheiten, Europa und Medien vom 
11.10.2011. Danach wird sich die Landes-
regierung im Sinn von Herrn G.-H. für eine 
Einschränkung der Werbung im öffentlich-
rechtlichen Rundfunk einsetzen. 
 
 
15-P-2011-04041-00 
Arnsberg 
Straßenbau 
Selbstverwaltungsangelegenheiten 
 
 
Vor dem Hintergrund ihrer Stellungnahme 
sind Rechtsverstöße seitens der Stadt 
nicht erkennbar. Um die Angelegenheit zu 
einem Abschluss zu bringen, ist die Stadt 
bereit, den Petenten ohne Anerkennung 
einer Rechtspflicht 2.500 € zu zahlen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

15-P-2011-04049-00 
Straelen 
Wasser und Abwasser 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich aufgrund 
weiterer Petitionen bereits mit dem Thema 
Dichtheitsprüfung von privaten Abwasser-
leitungen befasst. 
 
Herr H. erhält eine Kopie des zu der Peti-
tion Nr. 15-P-2011-02501-00 gefassten 
Beschlusses. 
 
Zu der Bitte, den § 61 a Landeswasserge-
setz insoweit zu ändern, als auch für pri-
vate Abwasserleitungen, die das Abwas-
ser in eine private Kleinkläranlage leiten, 
eine Fristverlängerung möglich ist, erhält 
er eine Kopie der Stellungnahme des Mi-
nisteriums für Klimaschutz, Umwelt, 
Landwirtschaft, Natur- und Verbraucher-
schutz vom 05.10.2011. 
 
Die Dichtheitsprüfung ist derzeit noch Ge-
genstand parlamentarischer Beratungen. 
Zuletzt hat am 06.07.2011 eine Experten-
anhörung stattgefunden. Die endgültige 
Bewertung und Entscheidung des Land-
tags bleibt abzuwarten. 
 
 
15-P-2011-04051-00 
Erkelenz 
Jugendhilfe 
 
 
Die vom Landesjugendamt des Land-
schaftsverbands Rheinland getroffenen 
Entscheidungen und Maßnahmen sind 
aus  jugendhilferechtlicher Sicht nicht zu 
beanstanden. 
 
Dem Landschaftsverband Rheinland - 
Landesjugendamt – obliegt die Wahrneh-
mung der Aufgaben zum Schutz von Kin-
dern und Jugendlichen in Einrichtungen. 
 
Es hat die Jugendhilfeeinrichtung in Hel-
lenthal-Reifferscheidt am 12.07.2011 mit 
sofortiger Wirkung geschlossen, da zum 
einen schriftliche Informationen über kin-
deswohlverletzende Maßnahmen inner-
halb der Einrichtung vorlagen und zum 
anderen diese im Rahmen eines nicht an-
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gekündigten Besuchs in der Einrichtung 
bestätigt und konkretisiert wurden. 
 
Aufgrund eines Antrags der Jugendhil-
feeinrichtung hat das Verwaltungsgericht 
Aachen mit Beschluss vom 22.07.2011 die 
Anordnung der Schließung der Einrichtung 
aufgehoben, so dass der Träger die Ein-
richtung zunächst bis zur Entscheidung im 
Hauptsacheverfahren weiterführen kann. 
Dem Anliegen von Frau H. ist damit vor-
erst entsprochen. 
 
In der Entscheidung im Eilverfahren hat 
das Verwaltungsgericht allerdings deutlich 
gemacht, dass nach seiner Ansicht erst im 
Rahmen des Hauptsacheverfahrens 
darüber entschieden werden kann, ob die 
Maßnahmen des Landschaftsverbands 
rechtmäßig oder rechtswidrig waren. Im 
Rahmen des Eilverfahrens nahm das 
Verwaltungsgericht keine Würdigung vor, 
ob die behaupteten Kindeswohlgefähr-
dungen tatsächlich stattgefunden haben 
oder nicht.  
 
Für den Fall, dass im Hauptsacheverfah-
ren eine Kindeswohlgefährdung festge-
stellt wird, wird außerdem zu prüfen sein, 
ob es nicht gegebenenfalls weniger ein-
schneidende Maßnahmen zum Schutz der 
Kinder und Jugendlichen gegeben hätte. 
 
Das alleinige Kriterium für die Aufsichts-
behörde bei der Überprüfung von stationä-
ren Einrichtungen ist die Gefährdung des 
Kindeswohls. Bei einer möglichen Schlie-
ßung einer Einrichtung hat seitens der 
Aufsichtsbehörde immer eine Abwägung 
zwischen den berechtigten Interessen des 
Betreibers bzw. des Trägers und der Si-
cherung des Kindeswohls zu erfolgen. 
 
Das Landesjugendamt hat seine Ent-
scheidung insofern pflichtgemäß aufgrund 
einer Bewertung zur Gefährdung des Kin-
deswohls getroffen. Ob dieses Vorgehen 
zu Recht erfolgt ist, bleibt der Entschei-
dung des Verwaltungsgerichts im laufen-
den Hauptsacheverfahren vorbehalten. 
 
Aufgrund der verfassungsrechtlich ge-
währleisteten richterlichen Unabhängigkeit 
kann der Petitionsausschuss keine richter-
lichen Entscheidungen überprüfen, ändern 
oder aufheben. Aus dem gleichen Grund 

ist auch eine Einflussnahme auf gerichtli-
che Verfahren ausgeschlossen.  
 
 
15-P-2011-04068-00 
Siegen 
Rundfunk und Fernsehen 
 
 
Die Zweitgerätebefreiung gilt für Lebens-
partner und für Eheleute. Es muss also 
nur ein Lebenspartner Rundfunkgeräte 
anmelden und Rundfunkgebühren zahlen. 
Die Zweitgeräte, die der andere Lebens-
partner in der gemeinsamen Wohnung 
oder seinem Kraftfahrzeug zum Empfang 
bereit hält, sind gebührenfrei. Mittlerweile 
existiert auch eine bundeseinheitliche 
Vorgehensweise, so dass eingetragene 
Lebenspartnerschaften von allen Landes-
rundfunkanstalten und von der GEZ mit 
Ehen gleichgesetzt werden. 
 
Die GEZ hat die von Herrn M. gewünschte 
Abmeldung der Zweitgeräte zum 
31.12.2010 vorgenommen und ihn hier-
über unterrichtet. Die zu überzahlten Ge-
bühren sind ihm bereits erstattet worden. 
 
 
15-P-2011-04069-00 
Düsseldorf 
Baugenehmigungen 
 
 
Die Bauaufsichtsbehörde der Stadt Düs-
seldorf hat gegen die vorgegebene Wo-
chenfrist des § 72 Abs. 1 Nr. 2 der Lan-
desbauordnung (BauO NRW) verstoßen 
und somit den Schutzzweck der Amts-
pflicht verletzt. Dem Petenten bleibt es 
unbenommen zu prüfen, ob er für erlittene 
Schäden gegebenenfalls Amtshaftungs-
ansprüche geltend machen kann. 
 
Die Bauaufsichtsbehörde hat die umge-
hende Erteilung der Baugenehmigung 
zugesagt, sobald alle erforderlichen Stel-
lungnahmen vorliegen. 
 
Das Ministerium für Bauen und Verkehr 
hat die Bauaufsichtsbehörde auf die Not-
wendigkeit, die sich aus der in § 72 Abs.1 
BauO NRW vorgegebenen Wochenfrist 
ergebende Pflicht einzuhalten, hingewie-
sen und gebeten, dafür Sorge zu tragen, 
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dass auch im Urlaubs- und Krankheitsfall 
die in der Landesbauordnung vorgesehe-
nen Fristen eingehalten werden. 
 
 
15-P-2011-04074-00 
Berlin 
Rechtspflege 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den 
der Petition zugrunde liegenden Sachver-
halt unterrichtet. 
 
Er hat von den Gründen Kenntnis ge-
nommen, aus denen das Ermittlungsver-
fahren 261 Js 826/10 der Staatsanwalt-
schaft Paderborn eingestellt worden ist 
beziehungsweise die Staatsanwaltschaft 
es abgelehnt hat, Ermittlungen gegen wei-
tere Personen aufzunehmen, und die ge-
gen diese Entschließung gerichtete Be-
schwerde der Ehefrau des Petenten ohne 
Erfolg geblieben ist. 
 
Es besteht kein Anlass zu weiteren Maß-
nahmen. 
 
Herr B. erhält je eine Kopie der Stellung-
nahme des Justizministeriums vom 
07.10.2011 und der dazugehörigen Anla-
gen. 
 
 
15-P-2011-04081-00 
Dortmund 
Rundfunk und Fernsehen 
 
 
Der WDR hat nach nochmaliger Prüfung 
des Sachverhalts das Vorliegen eines Här-
tefalls anerkannt und Frau K. für die Zeit 
von Dezember 2010 bis Oktober 2011 von 
der Rundfunkgebührenpflicht befreit. 
 
Der Petition ist damit entsprochen. 
 
 
15-P-2011-04082-00 
Kevelaer 
Arbeitsförderung 
 
 
Das Jobcenter im Kreis Kleve hat die von 
den Eheleuten W. beanstandete Kürzung 

inzwischen mit Widerspruchsbescheid 
vom 21.07.2011 aufgehoben. 
 
Der Petition ist damit entsprochen. 
 
 
15-P-2011-04094-00 
Lichtenau 
Abgabenordnung 
Rechtspflege 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den 
der Petition zugrunde liegenden Sachver-
halt unterrichtet. 
 
Wegen der den Richterinnen und Richtern 
durch das Grundgesetz verliehenen Un-
abhängigkeit ist es dem Petitionsaus-
schuss verwehrt, gerichtliche Entschei-
dungen zu überprüfen, zu ändern oder 
aufzuheben. 
 
Das Urteil des Finanzgerichts Münster ist 
rechtskräftig, da der BFH die Nichtzulas-
sungsbeschwerde des Petenten als unbe-
gründet zurückgewiesen hatte. 
 
Das Finanzamt war gemäß § 174 der Ab-
gabenordnung berechtigt, zusätzlich die 
bisher im Besteuerungszeitraum 1999 
erfassten Betriebseinnahmen im Besteue-
rungszeitraum 2000 anzusetzen. 
 
Herr K. erhält zur näheren Erläuterung 
eine Kopie der Stellungnahme des Fi-
nanzministeriums vom 21.09.2011. 
 
 
15-P-2011-04096-00 
Aachen 
Verfassungsrecht 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den 
vorgetragenen Sachverhalt und die 
Rechtslage unterrichtet und stellt fest, 
dass dem Begehren des Petenten nach 
der derzeitigen Rechtslage nicht unmittel-
bar Rechnung getragen werden kann. 
 
Die vom Petenten vorgetragene Proble-
matik der Verwendung des Nordrhein-
Westfalen-Zeichens durch verfassungs-
feindliche Organisationen wird jedoch im 
Bericht der Landesregierung zur Evaluati-
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on des Wappenrechts aufgegriffen, der 
zurzeit erarbeitet und nach Billigung durch 
das Kabinett dem Landtag vorgelegt wird. 
Auf der Basis dieses Berichts werden der 
Gesetz- und der Verordnungsgeber über 
mögliche Anpassungen der Rechtslage zu 
entscheiden haben. 
 
 
15-P-2011-04097-00 
Willich 
Hilfe für behinderte Menschen 
 
 
Das Vorbringen von Frau N. ist derzeit 
Gegenstand eines sozialgerichtlichen Ver-
fahrens. In diesem Verfahren hat das So-
zialgericht Düsseldorf bereits zwei Gutach-
ten in Auftrag gegeben. Es bleibt abzuwar-
ten, ob sich im Klageverfahren, auf das 
der Petitionsausschuss wegen der im 
Grundgesetz verankerten richterlichen 
Unabhängigkeit keinen Einfluss nehmen 
kann, neue Aspekte ergeben, die eine 
günstigere Beurteilung erlauben. 
 
Der Petitionsausschuss bedauert, dem 
Anliegen von Frau N. nicht entsprechen zu 
können. 
 
 
15-P-2011-04108-00 
 
Beamtenrecht 
Dienstaufsichtsbeschwerden 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über das 
Anliegen der Petentin und den mit der Pe-
tition angesprochenen Sachverhalt unter-
richtet. 
 
Er hat von den Gründen Kenntnis ge-
nommen, die zu der ungewöhnlich langen 
Bearbeitungszeit der Dienstaufsichtsbe-
schwerde geführt haben. Das Stellenbe-
setzungsverfahren, das der Petition zu 
Grunde liegt, ist abgeschlossen. Eine 
Überprüfung durch die Aufsichtsbehörde 
hat zu Beanstandungen keine Veranlas-
sung gegeben, eine Konkurrentenklage ist 
nicht erhoben worden. 
 
Frau R. erhält Kopien der Stellungnahmen 
des Justizministeriums vom 24.08. und 
29.09.2011. 

Der Petitionsausschuss bittet die Landes-
regierung (Justizministerium), ihm unauf-
gefordert über die Verwendung der in 
2012 in der JVA Rheinbach freiwerdenden 
Planstelle nach Besoldungsgruppe A 11 
zu berichten. 
 
 
15-P-2011-04109-00 
Bochum 
Ausländerrecht 
 
 
Die Petentin ist zuletzt am 02.10.2010 in 
die Bundesrepublik eingereist. Begleitet 
wurde sie dabei von ihren sechs minder-
jährigen Kindern im Alter zwischen zwei 
und zwölf Jahren. Die Petentin hatte sich 
zuvor bereits einmal zwischen 1988 und 
1991 zur erfolglosen Betreibung eines 
Asylverfahrens in der Bundesrepublik auf-
gehalten. Ihr Asylfolgeantrag und der 
Asylantrag der Kinder wurden am 
18.05.2011 durch das zuständige Bun-
desamt für Migration und Flüchtlinge 
(BAMF) als offensichtlich unbegründet 
abgelehnt. Abschiebungsverbote wurden 
dabei nicht festgestellt. Auf Grund der 
Entscheidung des BAMF sind die Peten-
ten vollziehbar ausreisepflichtig. Die mit 
gleichzeitiger Klage am 01.06.2011 gegen 
die Asylentscheidungen eingereichten 
Anträge auf Gewährung vorläufigen 
Rechtsschutzes hat das Verwaltungsge-
richt Gelsenkirchen am 15.06.2011 abge-
lehnt. Das noch anhängige Hauptsache-
verfahren hat keine aufschiebende Wir-
kung. 
 
Die Voraussetzungen zur Erteilung eines 
asylverfahrensunabhängigen Aufenthalts-
rechts liegen nicht vor. Die Petenten ha-
ben daher mit aufenthaltsbeendenden 
Maßnahmen zu rechnen, sofern sie ihrer 
Verpflichtung zur freiwilligen Rückkehr in 
ihr Heimatland nicht nachkommen. 
 
Der Petitionsausschuss sieht nach Ab-
schluss der Prüfung keine Veranlassung, 
der Landesregierung (Ministerium für Inne-
res und Kommunales) Maßnahmen zu 
empfehlen. 
 
 
 
 



Landtag Nordrhein Westfalen  15. Wahlperiode  Petitionsausschuss 26. Sitzung am 08.11.2011 1279 

15-P-2011-04110-00 
Köln 
Rechtsberatung 
 
 
Es gibt keinen Anlass zu der Vermutung, 
dass die Rechtsanwaltskammer Köln ihren 
gesetzlichen Aufgaben nicht oder nur un-
zureichend nachgekommen ist. 
 
Für die Klärung von Streitigkeiten zwi-
schen Rechtsanwalt und Mandant sind 
ausschließlich die ordentlichen Gerichte 
zuständig. 
 
Frau L. erhält je eine Kopie der Stellung-
nahme des Justizministeriums vom 
29.09.2011 und der dazugehörigen Anla-
gen. 
 
 
15-P-2011-04119-00 
Vlotho 
Wasser und Abwasser 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich aufgrund 
weiterer Petitionen bereits mit dem Thema 
Dichtheitsprüfung von privaten Abwasser-
leitungen befasst. 
 
Herr R. erhält je eine Kopie des zu der 
Petition Nr. 15-P-2011-02501-00 gefass-
ten Beschlusses und der Stellungnahme 
des Ministeriums für Klimaschutz, Umwelt, 
Landwirtschaft, Natur- und Verbraucher-
schutz vom 14.10.2011. 
 
Die Dichtheitsprüfung ist derzeit noch Ge-
genstand parlamentarischer Beratungen. 
Zuletzt hat am 06.07.2011 eine Experten-
anhörung stattgefunden. Die endgültige 
Bewertung und Entscheidung des Land-
tags bleibt abzuwarten. 
 
 
15-P-2011-04121-00 
Kirchlengern 
Straßenbau 
 
 
Die Planung bezüglich der Grundstückszu-
fahrt zum Hof von Herrn R. ist von der 
Bezirksregierung Detmold als verkehrs-
technisch unbedenklich eingestuft worden. 
Dem Petenten sind drei weitere Varianten 

für eine Zufahrt zu seinem Grundstück 
angeboten worden, die er abgelehnt hat. 
Auf den Vorschlag des Petenten hin, den 
alten Holzweg als Zufahrt zu reaktivieren, 
hat die Gemeinde, wie im Erörterungster-
min vereinbart, eine Planung erarbeiten 
lassen. Diese ist von der Höheren Land-
schaftsbehörde wegen der vergleichswei-
se größeren Eingriffe in Natur und Land-
schaft strikt abgelehnt worden, was den 
Verfahrensbevollmächtigten des Petenten 
durch die Planfeststellungsbehörde schrift-
lich mitgeteilt worden ist. 
 
Auch mit der Trassenwahl hat sich die 
Planfeststellungsbehörde eingehend be-
fasst und sämtliche von dem Vorhaben 
berührten öffentlichen und privaten Belan-
ge berücksichtigt. Einen wichtigen Bereich 
haben dabei die Umweltbelange darge-
stellt. Nach Abwägung aller Vor- und 
Nachteile der untersuchten Varianten war 
der planfestgestellten Variante 1.1 der 
Vorzug zu geben. Die Gemeinde hat sich 
im Hinblick auf die Planungsziele aus ver-
kehrlichen Gründen für die Variante 1.1 
entschieden. Ausschlaggebend für die 
Entscheidung war dabei auch, dass unter 
Berücksichtigung der Vermeidungs-, 
Schutz- und Kompensationsmaßnahmen 
von dem Vorhaben keine erheblichen Be-
einträchtigungen zu erwarten sind. Dies 
war das Ergebnis eines von der Gemeinde 
eingeholten Fachgutachtens, dem die Hö-
here Landschaftsbehörde beigepflichtet 
hat. 
 
Der Petent hat gegen den Planfeststel-
lungsbeschluss für den Neubau der "Inter-
kommunalen Entlastungsstraße Bün-
de/Kirchlengern" keine Klage erhoben und 
diesen damit bestandskräftig werden las-
sen. 
 
Der Petitionsausschuss hat keine Mög-
lichkeit, in ein abgeschlossenes Planfest-
stellungsverfahren einzugreifen. 
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15-P-2011-04127-00 
Mönchengladbach 
Schulen 
 
 
Die Eltern können in Nordrhein-Westfalen 
wählen, ob sie ihr Kind an einer Gemein-
schaftsgrundschule oder an einer Be-
kenntnisgrundschule anmelden. Diese 
Gliederung der Grundschule ist durch die 
Landesverfassung garantiert. Zum Besuch 
einer Bekenntnisgrundschule gehört die 
Teilnahme am Religionsunterricht des be-
treffenden Bekenntnisses. 
 
Der Petitionsausschuss sieht nach Unter-
richtung über den Sachverhalt keinen An-
lass zu weiteren Maßnahmen. 
 
Der Petent erhält zur weiteren Information 
Kopien der Stellungnahme des Ministeri-
ums für Schule und Weiterbildung vom 
05.10.2011 und der LT-Drucksache 
15/2840. 
 
 
15-P-2011-04128-00 
Willich 
Rechtspflege 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den 
der Petition zugrunde liegenden Sachver-
halt unterrichtet. 
 
Er hat von Gegenstand und Verlauf des 
gegen den Petenten gerichteten Strafvoll-
streckungsverfahrens 93 Js 2347/08 der 
Staatsanwaltschaft Münster Kenntnis ge-
nommen. Insbesondere hat sich der Aus-
schuss dabei über die Gründe informiert, 
aus denen die Strafvollstreckungskammer 
des Landgerichts Krefeld es mit Beschluss 
vom 18.07.2011 abgelehnt hat, die Voll-
streckung des Strafrests aus dem gegen 
den Petenten ergangenen Urteil des 
Landgerichts Münster vom 03.03.2009 
bereits nach Verbüßung der Hälfte der 
Strafe zur Bewährung auszusetzen, und 
die gegen diese Entscheidung gerichtete 
sofortige Beschwerde ohne Erfolg geblie-
ben ist. 
 
Zudem hat der Ausschuss von den Grün-
den Kenntnis genommen, aus denen die 
Staatsanwaltschaft Krefeld es mit Be-

scheid vom 19.08.2011 (3 Js 747/11) ab-
gelehnt hat, auf die vom Petenten gegen 
die mit der Entscheidung über die Straf-
aussetzung zur Bewährung befasste Rich-
terin des Landgerichts Krefeld erstattete 
Strafanzeige Ermittlungen aufzunehmen. 
 
Wegen der den Richterinnen und Richtern 
durch das Grundgesetz verliehenen Un-
abhängigkeit ist es dem Petitionsaus-
schuss verwehrt, gerichtliche Entschei-
dungen zu überprüfen, zu ändern oder 
aufzuheben. 
 
Es besteht kein Anlass zu weiteren Maß-
nahmen. 
 
 
15-P-2011-04137-00 
Neustadt/Wied 
Rechtspflege 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den 
der Petition zugrunde liegenden Sachver-
halt unterrichtet. 
 
Dabei hat er von dem Inhalt und Stand der 
mit der Petition angesprochenen Zivilver-
fahren 63 C 284/08 beim Amtsgericht Ber-
gisch Gladbach und 23 O 370/10 beim 
Landgericht Köln, dem Ermittlungsverfah-
ren 71 Js 308/09 der Staatsanwaltschaft 
Köln und dem Strafverfahren 42 Js 488/08 
der Staatsanwaltschaft Köln Kenntnis ge-
nommen. Darüber hinaus hat sich der Pe-
titionsausschuss über die Gründe infor-
miert, aus denen das Ermittlungsverfahren 
21 Js 442/02 der Staatsanwaltschaft Bonn 
eingestellt worden ist und die gegen diese 
Entschließung gerichtete Beschwerde der 
Petentin ohne Erfolg geblieben ist. 
 
Wegen der den Richterinnen und Richtern 
durch das Grundgesetz verliehenen Un-
abhängigkeit ist es dem Petitionsaus-
schuss verwehrt, gerichtliche Entschei-
dungen zu überprüfen, zu ändern oder 
aufzuheben. Soweit sich die Petentin mit 
ihrer Petition gegen die Einstellung des 
Ermittlungsverfahrens 71 Js 308/09 der 
Staatsanwaltschaft Köln wendet, wird der 
Generalstaatsanwalt in Köln die Sachbe-
handlung dieses Verfahrens aus Anlass 
der Petition erneut überprüfen. Über das 
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Ergebnis der Prüfung wird die Petentin zu 
gegebener Zeit einen Bescheid erhalten. 
 
Der Petitionsausschuss sieht keinen An-
lass zu weiteren Maßnahmen. 
 
Die Petentin erhält je eine Kopie der Stel-
lungnahme des Justizministeriums vom 
19.10.2011 und der dazugehörigen Anla-
gen. 
 
 
15-P-2011-04153-00 
Wegberg 
Wasser und Abwasser 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich aufgrund 
weiterer Petitionen bereits mit dem Thema 
Dichtheitsprüfung von privaten Abwasser-
leitungen befasst. 
 
Die Eheleute J. erhalten je eine Kopie des 
zu der Petition Nr. 15-P-2011-02501-00 
gefassten Beschlusses und der Stellung-
nahme des Ministeriums für Klimaschutz, 
Umwelt, Landwirtschaft, Natur- und Ver-
braucherschutz vom 05.10.2011. 
 
Die Dichtheitsprüfung ist derzeit noch Ge-
genstand parlamentarischer Beratungen. 
Zuletzt hat am 06.07.2011 eine Experten-
anhörung stattgefunden. Die endgültige 
Bewertung und Entscheidung des Land-
tags bleibt abzuwarten. 
 
 
15-P-2011-04154-00 
Troisdorf 
Arbeitsförderung 
 
 
Das Jobcenter Troisdorf hat Herrn L. in-
zwischen die ihm zustehenden Arbeitslo-
sengeld II-Leistungen bewilligt. Damit ist 
diesbezüglich seinem Anliegen entspro-
chen worden. 
 
Soweit sich Herr L. über die noch ausste-
hende Bearbeitung seiner Weiterbildungs-
anträge beschwert, wurde die Petition be-
reits zuständigkeitshalber dem Deutschen 
Bundestag übersandt. 
 
 
 

15-P-2011-04163-00 
Bielefeld 
Jugendhilfe 
 
 
Das Jugendamt hat gemäß seinem 
Schutzauftrag nach § 8 a des Achten 
Buchs des Sozialgesetzbuchs gehandelt 
und eine Prüfung der häuslichen Verhält-
nisse veranlasst. Dabei konnte keine Kin-
deswohlgefährdung festgestellt werden. 
Hinweise auf einen Verstoß des örtlich 
zuständigen Jugendamts gegen geltende 
kinder- und jugendhilferechtliche oder fa-
milienrechtliche Vorgaben haben sich 
nicht ergeben.  
 
Da außer der Mutter auch Herr B. das 
Sorgerecht für seine Kinder hat, kann er 
sich unmittelbar mit Ärzten oder Schulen 
in Verbindung setzen, um Auskünfte über 
den Gesundheits- und Allgemeinzustand 
seiner Kinder zu erhalten.  
 
Im Übrigen bleiben die polizeilichen Ermitt-
lungen seines Strafantrags gegen den 
Ehemann der Kindsmutter abzuwarten. 
 
 
15-P-2011-04164-00 
Köln 
Rechtspflege 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über die 
Anliegen des Petenten unterrichtet. 
 
Er hat von den Gründen Kenntnis ge-
nommen, aus denen die Staatsanwalt-
schaft Köln, ohne sich zu einer zeugen-
schaftlichen Anhörung des Petenten ver-
anlasst gesehen zu haben, aufgrund von 
ihm erstatteter Strafanzeigen eingeleitete 
Ermittlungsverfahren eingestellt bzw. die 
Aufnahme von Ermittlungen abgelehnt und 
sein Vorbringen dem Generalstaatsanwalt 
in Köln zu Maßnahmen keinen Anlass ge-
geben hat. 
 
Wegen der den Richterinnen und Richtern 
durch das Grundgesetz verliehenen Un-
abhängigkeit ist es dem Petitionsaus-
schuss versagt, gerichtliche Entscheidun-
gen zu prüfen, zu ändern oder aufzuhe-
ben. Die Unanfechtbarkeit eines die Beru-
fung zurückweisenden Beschlusses des 
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Berufungsgerichts ist in § 522 Absatz 3 
der Zivilprozessordnung ausdrücklich an-
geordnet. 
 
Der Petitionsausschuss sieht keinen An-
lass zu weiteren Maßnahmen. 
 
 
15-P-2011-04190-00 
Dorsten 
Baugenehmigungen 
 
 
Der Petentin kann eine Baugenehmigung 
für das auf ihrem Außenbereichsgrund-
stück errichtete Gebäude nicht in Aussicht 
gestellt werden, weil das Vorhaben auf-
grund der Beeinträchtigung öffentlicher 
Belange mit § 35 Abs. 2 des Baugesetz-
buchs nicht vereinbar ist. 
 
Es kann auch nicht in Betracht kommen, 
die bauliche Anlage langfristig zu dulden, 
da dies einer Legalisierung des Vorhabens 
gleichkäme. Die Absicht der unteren Bau-
aufsichtsbehörde, die erforderlichen ord-
nungsbehördlichen Maßnahmen zur Be-
seitigung des rechtswidrigen Zustands zu 
treffen, ist daher nicht zu beanstanden. 
 
 
15-P-2011-04192-00 
Duisburg 
Beamtenrecht 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich darüber 
unterrichtet, dass dem Begehren von 
Herrn K. durch Abhilfebescheid der Fach-
hochschule NRW vom 19.09.2011 auf 
seinen Widerspruch gegen die Prüfungs-
entscheidung vom 08.06.2011 entspro-
chen wurde. 
 
Er hat davon Kenntnis genommen, dass 
Herr K. seine Prüfung am 24.10.2011 wie-
derholen konnte und somit gegebenenfalls 
sein Studium weiterführen kann. 
 
 
 
 
 
 
 
 

15-P-2011-04203-00 
Krefeld 
Polizei 
 
 
Der Petent beanstandet die Anzahl der 
Fahrten unter Inanspruchnahme des Ein-
satzhorns im Stadtgebiet von Krefeld. 
 
Das blaue Blinklicht zusammen mit dem 
Einsatzhorn wird unter den rechtlichen 
Voraussetzungen des § 38 der Straßen-
verkehrsordnung durch verschiedene Be-
hörden und Organisationen verwendet. 
Eine zahlenmäßige Zuordnung ist nicht 
möglich. Es liegen nach Abschluss der 
Prüfung keine Anhaltpunkte für den 
rechtswidrigen Einsatz des blauen Blink-
lichtes zusammen mit dem Einsatzhorn 
vor. 
 
Der Petitionsausschuss sieht daher keine 
Veranlassung, der Landesregierung (Mi-
nisterium für Inneres und Kommunales) 
Maßnahmen zu empfehlen. 
 
 
15-P-2011-04319-00 
Ottobrunn 
Jugendhilfe 
Rechtspflege 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den 
der Petition zugrunde liegenden Sachver-
halt unterrichtet und sieht keinen Anlass, 
der Landesregierung (Ministerium für Fa-
milie, Kinder, Jugend, Kultur und Sport) 
Maßnahmen zu empfehlen. 
 
Die Petition kann nicht dazu führen, dass 
die Entscheidung der Kreisverwaltung 
Euskirchen zur Kostenheranziehung des 
Petenten aufgehoben wird. Sowohl das 
Verwaltungsgericht Aachen als auch das 
Oberverwaltungsgericht haben die Recht-
mäßigkeit der entsprechenden Bescheide 
bereits bestätigt.  
 
Wegen der durch das Grundgesetz ge-
währleisteten richterlichen Unabhängigkeit 
ist es dem Petitionsausschuss verwehrt, 
richterliche Entscheidungen zu überprü-
fen, zu ändern oder aufzuheben. 
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Der Ausschuss hat davon Kenntnis ge-
nommen, dass dem in der Zwischenzeit 
von Herrn H. gestellten Stundungsantrag 
bis zum 01.08.2012 stattgegeben wurde. 
 
 
15-P-2011-04320-00 
Wuppertal 
Einkommensteuer 
 
 
Die Petition ist durch Zurücknahme erle-
digt. 
 
 
15-P-2011-04321-00 
Olsberg 
Strafvollzug 
 
 
Der Petent wurde zwischenzeitlich im 
Rahmen einer Maßnahme „Therapie statt 
Strafe“ aus der Haft entlassen Gleichwohl 
hat der Petitionsausschuss seine vielfälti-
gen Beschwerden überprüft. Die Verfah-
rensweise der Justizvollzugsanstalt At-
tendorn und die dort getroffenen Entschei-
dungen geben zu Beanstandungen keinen 
Grund. 
 
 
15-P-2011-04332-00 
Duisburg 
Wohnungsbindung 
 
 
Die Regelungen der §§ 45 (Inkrafttreten) 
und 44 (Fortgeltung von Bundesrecht) des 
Gesetzes zur Förderung und Nutzung von 
Wohnraum für das Land NRW (WFNG) 
lassen keinen dahingehenden Ausle-
gungsspielraum zu, § 23 Abs. 1 Satz 1 
WFNG auch auf solche Fälle anzuwen-
den, deren Tatbestandsmerkmale zwar 
der gesetzlichen Regelung entsprechen, 
deren Sachverhalte aber Zeiträume vor 
Inkrafttreten des WFNG betreffen. Die 
Zweckbestimmung des Objekts besteht 
deshalb solange fort, bis entweder die 
Darlehensschuld planmäßig getilgt ist oder 
die Darlehensrestforderung vorzeitig in 
einer Summe zurückgezahlt wird. 
 
Eine Kopie der Landtagsdrucksache 
14/9394 wird zur Kenntnis übersandt. 
 

Ein Anspruch auf Akteneinsicht ist im Peti-
tionsverfahren nicht vorgesehen. 
 
 
15-P-2011-04335-00 
Kassel 
Schulen 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über das 
Anliegen des Petenten und den der Petiti-
on zugrunde liegenden Sachverhalt unter-
richtet. Er sieht danach keinen Anlass zu 
weiteren Maßnahmen. 
 
Eine Kopie der Stellungnahme des Minis-
teriums für Schule und Weiterbildung vom 
18.10.2011, der sich der Petitionsaus-
schuss anschließt, wird zur Kenntnis über-
sandt. 
 
 
15-P-2011-04340-00 
Bottrop 
Rundfunk und Fernsehen 
 
 
Die Befreiung von der Rundfunkgebüh-
renpflicht ist frühestens ab dem Folgemo-
nat der Antragstellung möglich und kann 
nicht rückwirkend bewilligt werden. Die 
Verfahrensweise und die Entscheidungen 
der GEZ sind daher nicht zu beanstanden. 
 
Herr K. erhält eine Kopie der Stellung-
nahme der Ministerin für Bundesangele-
genheiten, Europa und Medien vom 
24.10.2011. 
 
 
15-P-2011-04343-00 
Lippstadt 
Wasser und Abwasser 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich aufgrund 
weiterer Petitionen bereits mit dem Thema 
Dichtheitsprüfung von privaten Abwasser-
leitungen befasst. 
 
Herr S. erhält je eine Kopie des zu der 
Petition Nr. 15-P-2011-02501-00 gefass-
ten Beschlusses und der Stellungnahme 
des Ministeriums für Klimaschutz, Umwelt, 
Landwirtschaft, Natur- und Verbraucher-
schutz vom 05.10.2011. 
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Die Dichtheitsprüfung ist derzeit noch Ge-
genstand parlamentarischer Beratungen. 
Zuletzt hat am 06.07.2011 eine Experten-
anhörung stattgefunden. Die endgültige 
Bewertung und Entscheidung des Land-
tags bleibt abzuwarten. 
 
 
15-P-2011-04346-00 
Duisburg 
Rundfunk und Fernsehen 
 
 
Herr S. erhält eine Kopie der Stellung-
nahme der Ministerin für Bundesangele-
genheiten, Europa und Medien vom 
20.10.2011, der sich der Petitionsaus-
schuss anschließt. 
 
 
15-P-2011-04356-00 
Westerkappeln 
Wasser und Abwasser 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich aufgrund 
weiterer Petitionen bereits mit dem Thema 
Dichtheitsprüfung von privaten Abwasser-
leitungen befasst. 
 
Herr H. erhält eine Kopie des zu der Peti-
tion Nr. 15-P-2011-02501-00 gefassten 
Beschlusses. 
 
Darüber hinaus erhält er, zu der beklagten 
Ungleichbehandlung zwischen dem Be-
treiber einer privaten Abwasserleitung, 
dem Betreiber eines öffentlichen Kanal-
netzes und dem Bauern der Gülle auf sei-
nem Acker aufbringt, sowie der Klage über 
ein marodes Mischwassersystem, eine 
Kopie der Stellungnahme des Ministeri-
ums für Klimaschutz, Umwelt, Landwirt-
schaft, Natur- und Verbraucherschutz  
vom 07.10.2011. 
 
Die Dichtheitsprüfung ist derzeit noch Ge-
genstand parlamentarischer Beratungen. 
Zuletzt hat am 06.07.2011 eine Experten-
anhörung stattgefunden. Die endgültige 
Bewertung und Entscheidung des Land-
tags bleibt abzuwarten. 
 
 
 
 

15-P-2011-04358-00 
Olsberg 
Altenhilfe 
 
 
In Nordrhein-Westfalen unterliegen ambu-
lante Pflegedienste für den Bereich der 
pflegerischen Versorgung im Gegensatz 
zu vollstationären Einrichtungen keiner 
unmittelbaren staatlichen Aufsicht. Sie 
sind lediglich im Rahmen ihrer personellen 
Möglichkeiten verpflichtet, Pflegebedürfti-
ge zu versorgen. Über die vorhandenen 
personellen Ressourcen hinausgehende 
Beauftragungen können daher abgelehnt 
werden. 
 
Für den Fall, dass zukünftig ähnliche 
Schwierigkeiten bei der Versorgung der 
Mutter auftreten, empfiehlt der Petitions-
ausschuss, unmittelbar mit einem der 
nachstehend genannten in Kooperation 
von Pflegekassen und der Stadt Mülheim 
initiierten Pflegestützpunkte Kontakt auf-
zunehmen. 
 
Pflegestützpunkt bei der AOK Rhein-
land/Hamburg, Friedrich-Ebert-Straße 65, 
45468 Mülheim an der Ruhr, Tel. 
0208/4503224, Fax 0208/4503129, Öff-
nungszeiten montags bis mittwochs von 
8:00 bis 16:00 Uhr, donnerstags von 8:00 
bis 18:00 Uhr, freitags von 8:00 bis 16:00 
Uhr 
 
Pflegestützpunkt bei der Stadt Mülheim, 
Bülowstraße 104-110, 45479 Mülheim an 
der Ruhr, Tel. 0208/4555055, Fax 
0208/4555099, Öffnungszeiten montags 
bis freitags von 8:00 bis 12:30 Uhr 
 
Alternativ oder auch ergänzend dazu kann 
die Kontaktaufnahme mit der Landesstelle 
Pflegende Angehörige Domplatz 1-3, 
Dienstgebäude Geisbergweg, 48143 
Münster, Tel. 0251/411/3302 oder 3322, 
Fax 0251/411/83302 oder 83322 hilfreich 
sein. 
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15-P-2011-04361-00 
Rheinbach 
Strafvollzug 
 
 
Die in der Justizvollzugsanstalt Rheinbach 
geübte Praxis beim Betreten der Hafträu-
me der Gefangenen ist gerichtlich abgesi-
chert. Sie gibt auch nach Auffassung des 
Petitionsausschusses keinen Anlass, der 
Landesregierung (Justizministerium) Maß-
nahmen der Dienstaufsicht zu empfehlen. 
 
Im Übrigen hat der Ausschuss zur Kennt-
nis genommen, dass Herr R. die weiteren 
Beschwerdepunkte für erledigt erklärt hat. 
 
 
15-P-2011-04377-00 
Münster 
Kindergartenwesen 
 
 
Der Zeitraum zwischen der Verabschie-
dung des Ersten KiBizÄnderungsgesetzes 
und seinem In-Kraft-Treten war kurz be-
messen. Dieser enge zeitliche Zusam-
menhang ist jedoch darauf zurückzufüh-
ren, dass im Interesse der Träger von Kin-
dertageseinrichtungen und insbesondere 
der betreuten Kinder erste notwendige 
Änderungen bereits mit Beginn des Kin-
dergartenjahres 2011/2012 in Kraft treten 
sollten. In diesem Zusammenhang ist da-
rauf hinzuweisen, dass das Gesetz keine 
Neuregelungen beinhaltet, die Träger von 
Kindertageseinrichtungen belasten. Insbe-
sondere enthält das Gesetz keine Rege-
lungen, die zu rückwirkenden Änderungen 
vor Ort führen. 
 
Das Land hat unmittelbar nach Verab-
schiedung des Gesetzes die zu seiner 
Umsetzung erforderlichen Schritte einge-
leitet. Für die besonders drängende Ver-
besserung der U3-Betreuung wurden den 
Jugendämtern bereits im August Mittel zur 
Weiterleitung an die Träger zur Verfügung 
gestellt. 
 
Damit werden Träger der Kindertagesein-
richtungen vor Ort in die Lage versetzt, 
den Personaleinsatz für die Betreuung von 
U3-Kindern zeitnah zu verbessern. Eine 
rückwirkende Verpflichtung eines Trägers 
geht damit nicht einher. 

Über Änderungen im System KiBiz.web 
wird zudem sichergestellt, dass die erhöh-
te Förderung von Waldkindergärten und 
die erhöhte Pauschale für unterdreijährige 
Kinder mit Behinderung in der Gruppen-
form llc noch in diesem Jahr ohne einen 
hohen Verwaltungsaufwand ausgezahlt 
werden können. 
 
 
15-P-2011-04380-00 
Rheinbach 
Sozialhilfe 
 
 
Die Zuständigkeit für die Entscheidung 
über die Gewährung der gewünschten 
Hilfe zum Umzug in eine behindertenge-
rechte Wohnung liegt im Fall von Frau H. 
bei der Deutschen Rentenversicherung 
Bund. Aus verfassungsrechtlichen Grün-
den wurde die Petition daher bereits zu-
ständigkeitshalber dem Deutschen Bun-
destag weitergeleitet. 
 
Das Bundesversicherungsamt hat auf 
Nachfrage mitgeteilt, dass dort die not-
wendige Stellungnahme des zuständigen 
Trägers zwar bereits angefordert wurde, 
bisher aber noch nicht vorliegt. 
 
 
15-P-2011-04389-00 
Soest 
Bezüge der Tarifbeschäftigten 
 
 
Eine Erhöhung des Tagegelds bzw. der 
Aufwandsvergütung in den von Herrn W. 
geschilderten Fällen kommt nicht in Be-
tracht. 
 
Zur weiteren Information erhält er eine 
Kopie der Stellungnahme des Finanzmi-
nisteriums vom 19.10.2011, der sich der 
Petitionsausschuss anschließt. 
 
 
15-P-2011-04392-00 
Düsseldorf 
Geld- und Kreditwesen 
 
 
Da es sich bei dem vorgetragenen Sach-
verhalt um eine rein privatrechtliche Ange-
legenheit zwischen den Herren S. und der 
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Sparkasse handelt, fehlt der Sparkassen-
aufsicht die rechtliche Zuständigkeit. 
 
Die staatliche Aufsicht über die Sparkas-
sen ist auf die öffentlich-rechtlichen 
Rechtsverhältnisse der Sparkassen, die 
insbesondere durch das Sparkassenge-
setz geregelt werden, beschränkt. In die-
sem Bereich war jedoch kein Verstoß ge-
gen geltende Rechtsvorschriften ersicht-
lich.   
 
Für die Klärungen privatrechtlicher Strei-
tigkeiten sind die ordentlichen Gerichte 
zuständig. 
 
 
15-P-2011-04401-00 
Köln 
Straßenverkehr 
 
 
Die bauliche Busschleuse ist die effektivs-
te Maßnahme und hat wesentlich dazu 
beigetragen, die Florentine-Eichler-Straße 
wirkungsvoll vom Durchgangsverkehr zu 
entlasten. Sie kann aufgrund ihrer Abmes-
sungen jedoch nicht gewährleisten, dass 
außer Omnibussen alle Kraftfahrzeuge 
von dieser Straße ferngehalten werden. 
 
Die widerrechtliche Benutzung der Fuß-
wegverbindung durch Kraftfahrzeuge wird 
von der Stadt Köln in Kürze abgestellt. 
Ferner hat die Bezirksvertretung Mülheim 
beschlossen, die Zufahrt zum Kranken-
haus Holweide in naher Zukunft auszu-
bauen und mit einer aktiven Zufahrtkon-
trolle zu versehen, so dass auch hier un-
erwünschter Durchgangsverkehr unter-
bunden wird. 
 
Den Wünschen des Petenten wird inso-
weit entsprochen. 
 
 
15-P-2011-04410-00 
Düsseldorf 
Lehrerzuweisungsverfahren 
 
 
Die Sach- und Rechtslage hat sich seit der 
Petition Nr. 15-P- 2011-2724-00 vom 
15.02.2011 nicht verändert. Insofern ver-
weist der Petitionsausschuss auf seinen 
Beschluss vom 19.07.2011. 

Der Ausschuss hat sich darüber unterrich-
tet, das Frau M. Anfang Oktober 2011 in 
einem persönlichen Gespräch von der 
Bezirksregierung Düsseldorf nochmals 
beraten und  darauf hingewiesen wurde, 
dass sie sich auf entsprechende Aus-
schreibungen bewerben müsse, um eine 
Beschäftigung im Schuldienst des Landes 
zu erreichen. 
 
Er empfiehlt ihr deshalb erneut, sich mit 
ihrem Universitätsabschluss auf ausge-
schriebene Stellen von Haupt-, Real- und 
Gesamtschulen (bis Jahrgangsstufe 10) 
für die Fächer Deutsch und Französisch, 
geöffnet für den Seiteneinstieg, zu bewer-
ben.  
 
Schulen veröffentlichen entsprechende 
Stellenausschreibungen  über das Inter-
netportal www.lois.nrw.de. Die Bewerbung 
auf Ausschreibungen für Vertretungsunter-
richt sollte nur als Übergangslösung ange-
strebt werden. Entsprechende Ausschrei-
bungen veröffentlichen die Schulen unter 
ww.verena.nrw.de. 
 
Im Übrigen empfiehlt der Ausschuss, beim 
zuständigen Job-Center unter Schilderung 
ihres beruflichen Werdegangs und des 
voraussichtlichen Endes des Studiums 
eine Ausnahme von der Regelung zur 
Gewährung von „Arbeitslosengeld“ zu be-
antragen. 
 
 
15-P-2011-04415-00 
Aachen 
Strafvollzug 
 
 
Die Überprüfung der Petition hat eine 
mangelhafte Entlassungsvorbereitung 
nicht bestätigt. 
Insbesondere ist das dienstliche Verhalten 
der zuständigen Sozialarbeiterin in diesem 
Zusammenhang nicht zu beanstanden. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

http://www.lois.nrw.de/
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15-P-2011-04425-00 
Stolberg 
Krankenversicherung 
Pflegeversicherung 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die Vorwürfe 
von Frau G. überprüft und sieht keinen 
Anlass zu Beanstandungen.  
 
Die AOK Rheinland/Hamburg hat den An-
trag auf Bewilligung von Leistungen aus 
der Pflegeversicherung ordnungsgemäß 
und mit der gebotenen Sorgfalt bearbeitet. 
 
Befindet sich die Antragstellerin oder der 
Antragsteller im Krankenhaus oder in einer 
stationären Rehabilitationseinrichtung und 
liegen Hinweise vor, dass zur Sicherstel-
lung der ambulanten oder stationären Wei-
terversorgung und Betreuung eine Begut-
achtung in der Einrichtung erforderlich ist, 
ist diese dort unverzüglich, spätestens 
innerhalb einer Woche nach Eingang des 
Antrages bei der Pflegekasse durchzufüh-
ren. 
 
Sofern es für die Pflegekasse erkennbar 
gewesen wäre, dass zur Sicherstellung 
der weiteren pflegerischen Versorgung 
eine Begutachtung im Krankenhaus erfor-
derlich gewesen wäre, wäre eine Eilbe-
gutachtung entweder persönlich im Kran-
kenhaus oder per Aktenlage und an-
schließend im häuslichen Umfeld vorge-
nommen worden. Dies ist jedoch, soweit 
feststellbar, nicht der Fall gewesen. 
 
Im Rahmen eines stattgefundenen Haus-
besuchs durch die Pflegekasse wurde 
zudem festgestellt, dass die Versorgung 
durch die Familie sowie durch eine selbst 
organisierte Pflegeperson aus der Nach-
barschaft gesichert war. Zudem sei eine 
Unterstützung durch einen professionellen 
Pflegedienst ausdrücklich nicht gewünscht 
worden. 
 
 
15-P-2011-04431-00 
Siegburg 
Gewerbeaufsicht; Gewerberecht 
 
 
Die Petition ist durch Zurücknahme erle-
digt. 

15-P-2011-04444-00 
Schloß Holte-Stukenbrock 
Polizei 
 
 
Spontane, sich aus gegenseitigen Provo-
kationen ergebene Auseinandersetzungen 
zwischen Jugendlichen sind zwar bedau-
erlich, erfahrungsgemäß aber auch durch 
eine verstärkte Polizeipräsenz nicht völlig 
zu verhindern. 
 
Am Samstag, dem 20.08.2011 fanden 
neben dem in Rede stehenden Schützen-
fest weitere Veranstaltungen im Zustän-
digkeitsbereich der Kreispolizeibehörde 
Gütersloh statt. Daher wurden zusätzliche 
Polizeibedienstete eingesetzt. Die Einsät-
ze erfolgten aus Gründen der Eigensiche-
rung jeweils mit drei bzw. vier Beamtinnen 
und Beamten. 
 
Der erhöhte Kräfteeinsatz, die polizeiliche 
Präsenz sowie die anlassbezogenen poli-
zeilichen Maßnahmen waren angemessen 
und sachgerecht. Hinweise auf ein Ver-
säumnis der Kreispolizeibehörde Güters-
loh haben sich nicht ergeben. 
 
 
15-P-2011-04446-00 
Münster 
Lotterie 
 
 
Der Petent fordert mit seiner Eingabe die 
Möglichkeit, Wettscheine durch einen Drit-
ten bei der Westdeutschen Lotterie GmbH 
& Co OHG einspielen zu lassen. 
 
Um den Spielerschutz zu gewährleisten, 
ist seit Inkrafttreten des Staatsvertrags 
zum Glücksspielwesen in Deutschland im 
Jahr 2008 zur Identifizierung des Spielteil-
nehmers die Spielteilnahme an Wetten 
sowie an der Lotterie KENO nur noch mit 
der WestLotto-Karte bzw. -Basis-Karte 
und, sofern die Karte nicht mit einem 
Lichtbild versehen ist, in Verbindung mit 
einem Lichtbildausweis möglich. Durch die 
Identifizierung in der Lotto-Annahmestelle, 
deren Personal in der Früherkennung 
problematischen Spielverhaltens wie z.B. 
dem plötzlichen Anstieg des Entgelts oder 
der Spielfrequenz geschult ist, kann eine 
Spielteilnahme gesperrter oder suchtge-
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fährdeter Spieler ausgeschlossen werden. 
Dies ist bei einer Abgabe von Wettschei-
nen durch Dritte nicht möglich. 
 
Diese Regelung gilt bundesweit und ver-
folgt das wichtige Gemeinwohlziel, der 
Spielsucht mit ihren möglichen schwer-
wiegenden Folgen nicht nur für die Be-
troffenen selbst, sondern möglicherweise 
auch für ihre Familien und für die Gesell-
schaft wirksam entgegenzutreten. 
 
Der Petitionsausschuss sieht somit keine 
Veranlassung, der Landesregierung (Mi-
nisterium für Inneres und Kommunales) 
Maßnahmen im Sinne der Petition zu 
empfehlen. 
 
Zur Information erhält Herr L. eine Kopie 
der Stellungnahme des Ministeriums für 
Inneres und Kommunales vom 
06.10.2011. 
 
 
15-P-2011-04457-00 
Bochum 
Beamtenrecht 
 
 
Die Petition ist durch Zurücknahme erle-
digt. 
 
 
15-P-2011-04476-00 
Düsseldorf 
Dienstaufsichtsbeschwerden 
 
 
Wegen der den Richterinnen und Richtern 
durch das Grundgesetz verliehenen Un-
abhängigkeit ist es dem Petitionsaus-
schuss verwehrt, auf die Verfahrensgestal-
tung der Gerichte Einfluss zu nehmen und 
ihre Entscheidungen zu überprüfen, zu 
ändern oder aufzuheben.  
 
Der Petitionsausschuss sieht nach Unter-
richtung über den der Petition zugrunde 
liegenden Sachverhalt keinen Anlass zu 
weiteren Maßnahmen. 
 
Der Petent erhält Kopien der Stellung-
nahme des Justizministeriums vom 
13.10.2011 und des dazugehörigen Be-
richts des Präsidenten des Amtsgerichts 
Düsseldorf vom 06.10.2011. 

15-P-2011-04484-00 
Bedburg 
Kindergartenwesen 
 
 
Die Elternbeitragsbefreiung für Kann-
Kinder stellt keine ungerechtfertigte Un-
gleichbehandlung zur Elternbeitragsbe-
freiung für regulär schulpflichtige Kinder 
dar. 
 
Eltern von Kann-Kindern nehmen die El-
ternbeitragsfreiheit vor dem Schuleintritt 
gegenüber den Eltern regulär schulpflich-
tiger Kinder bereits acht Monate früher in 
Anspruch, so dass durch eine verkürzte 
Elternbeitragsbefreiung kein Nachteil für 
Eltern von Kann-Kindern besteht. 
 
 
15-P-2011-04490-00 
Marl 
Arbeitsförderung 
 
 
Die Petition ist durch Zurücknahme erle-
digt, da die Kaution zwischenzeitlich vom 
Jobcenter an den Vermieter überwiesen 
wurde. 
 
 
15-P-2011-04507-00 
Hohenleuben 
Dienstaufsichtsbeschwerden 
 
 
Die Petition ist durch Zurücknahme erle-
digt. 
 
 
15-P-2011-04686-00 
Düsseldorf 
Rechtspflege 
 
 
Der Petent ist zwischenzeitlich verstorben. 
Die Petition ist damit gegenstandslos ge-
worden. 
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15-P-2011-04688-00 
Essen 
Rechtspflege 
Sozialhilfe 
Arbeitsförderung 
 
 
Die Petition ist durch Zurücknahme erle-
digt. 
 
 
15-P-2011-04747-00 
Köln 
Staatliches Bauwesen 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über das 
Anliegen des Petenten und den der Petiti-
on zugrunde liegenden Sachverhalt unter-
richtet. Er sieht keinen Anlass zu weiteren 
Maßnahmen. 
 
Herr B. erhält je eine Kopie der Stellung-
nahme des Justizministeriums vom 
21.10.2011 und des dazugehörigen Be-
richts. 
 
 
15-P-2011-05137-00 
Viersen 
Personenstandswesen 
Ausländerrecht 
Arbeitsförderung 
 
 
Die Petition ist durch Zurücknahme erle-
digt. 
 
 
15-P-2011-05339-00 
Dortmund 
Berufsbildung 
Private Wohlfahrtspflege 
 
 
Die Landesregierung (Ministerium für Fa-
milie, Kinder, Jugend, Kultur und Sport) 
stellt seit Inkrafttreten des 1. KiBizÄnde-
rungsgesetzes zum 01.08.2011 für die 
Verbesserung des Personalschlüssels bei 
der Betreuung von unterdreijährigen Kin-
dern zusätzliche finanzielle Mittel in Form 
von U3-Pauschalen zur Verfügung. 
 
Mit diesen Mitteln können zusätzliche Er-
gänzungskraftstunden zur Unterstützung 

der pädagogischen Fachkräfte und zur 
Verbesserung der Betreuungsqualität bei 
Kindern im Alter von unter drei Jahren 
finanziert werden. Kinderpflegerinnen und 
Kinderpfleger können damit auch verstärkt 
in den Gruppenformen I und II eingesetzt 
werden und erhalten wieder Perspektiven 
in der U3-Betreuung. 
 
Allerdings liegt es in der Verantwortung 
des jeweiligen Einrichtungsträgers, ent-
sprechende Personalentscheidungen zu 
treffen. 
 
 
15-P-2011-05341-00 
Wesseling 
Arbeitsförderung 
 
 
Die Petition wird zuständigkeitshalber dem 
Deutschen Bundestag überwiesen. 
 
 
15-P-2011-05344-00 
Köln 
Kraftfahrzeugsteuer 
 
 
Die Petition wurde zuständigkeitshalber 
dem Deutschen Bundestag überwiesen. 
 
 
15-P-2011-05587-00 
Menden 
Arbeitsförderung 
 
 
Die Petition wurde zuständigkeitshalber 
dem Deutschen Bundestag überwiesen. 
 
 
15-P-2011-05721-00 
Wuppertal 
Zivilrecht 
 
 
Aufgabe des Petitionsausschusses ist es, 
Handlungen und Unterlassungen von Be-
hörden und Dienststellen, die der Aufsicht 
des Landes unterstehen, zu überprüfen. 
Er ist auch zuständig für Anregungen zur 
Landesgesetzgebung. 
 
Das Vorbringen von Herrn S. betrifft ver-
trags- und damit zivilrechtliche Sachver-
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halte, auf die der Ausschuss keinen Ein-
fluss nehmen kann. Hier entscheiden - wie 
bereits geschehen - im Streitfall aus-
schließlich die ordentlichen Gerichte. We-
gen der durch das Grundgesetz gewähr-
leisteten richterlichen Unabhängigkeit ist 
es dem Petitionsausschuss verwehrt, ge-
richtliche Entscheidungen zu überprüfen, 
zu ändern oder aufzuheben. Aus demsel-
ben Grund kann er auch nicht auf künftige 
Entscheidungen der Gerichte einwirken. 
Diese sind grundsätzlich nur nach den 
Bestimmungen der jeweiligen Prozessord-
nung durch die nächsthöhere gerichtliche 
Instanz überprüfbar. Ist der Instanzenzug 
ausgeschöpft, muss das Ergebnis hinge-
nommen werden. 
 
Darüber hinaus ist es dem Ausschuss we-
gen der Bestimmungen des Rechtsbera-
tungsgesetzes nicht möglich, Rechtsaus-
künfte zu erteilen. 
 
 
15-P-2011-05744-00 
Bottrop 
Einkommensteuer 
 
 
Die Petition ist durch Zurücknahme erle-
digt. 
 
 
15-P-2011-05765-00 
Monschau 
Arbeitsförderung 
 
 
Die Petition wurde zuständigkeitshalber 
dem Deutschen Bundestag überwiesen. 
 
 
15-P-2011-05796-00 
Königswinter 
Arbeitsförderung 
Zivilrecht 
 
 
Bei dem Mietverhältnis zwischen Frau M. 
und Herrn F. und den sich daraus erge-
benden Streitigkeiten handelt es sich um 
privatrechtliche Angelegenheiten, in die 
weder der Petitionsausschuss noch das 
Jobcenter eingreifen dürfen. Im Streitfall 
entscheiden hierüber ausschließlich die 
ordentlichen Gerichte.  

Da auch Rechtsauskünfte vom Petitions-
ausschuss nicht erteilt werden dürfen, 
kann Frau M. nur empfohlen werden, sich 
anwaltlich beraten zu lassen.  
 
Das Jobcenter hat vom Inhalt der an Frau 
M. gerichteten E-Mails Kenntnis genom-
men. Aus datenschutzrechtlichen Gründen 
können Frau M. über die daraus resultie-
rende weitere Vorgehensweise allerdings 
keine näheren Auskünfte erteilt werden. 
 
 
15-P-2011-05982-00 
 
Ausländerrecht 
 
 
Nach negativem Ausgang seines Asylver-
fahrens und nachdem das Bundesamt für 
Migration und  Flüchtlinge es abgelehnt 
hat, ein weiteres Asylfolgeverfahren 
durchzuführen, war die Ausländerbehörde 
nicht bereit, die Abschiebung von Herrn D. 
zur Durchführung eines Petitionsverfah-
rens zu stoppen. 
 
Zudem ist von Bedeutung, dass Herr D. 
wegen Verstoß gegen das Betäubungsmit-
telgesetz zu zwei Haftstrafen von vier Jah-
ren und einem Jahr und einem Monat ver-
urteilt worden ist.  
 
Die Petition kann mithin nicht zum Erfolg 
führen.  
 
 
15-P-2011-06003-00 
Essen 
Landschaftspflege 
Selbstverwaltungsangelegenheiten 
Baugenehmigungen 
 
 
Die Petition ist durch Zurücknahme erle-
digt. 
 
 
15-P-2011-06007-00 
Werl 
Rechtspflege 
 
 
Nach der verfassungsrechtlichen Ordnung 
für die Bundesrepublik Deutschland sind 
die Richterinnen und Richter in ihren Ent-
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scheidungen unabhängig und nur dem 
Gesetz unterworfen (Artikel 97 des 
Grundgesetzes). Dem Petitionsausschuss 
ist es – wie jeder anderen Stelle außerhalb 
des gerichtlichen Instanzenzugs auch – 
deshalb versagt, auf gerichtliche Ent-
scheidungen Einfluss zu nehmen, sie zu 
ändern, aufzuheben oder auch nur auf ihre 
sachliche Richtigkeit zu überprüfen. Ge-
richtliche Entscheidungen können nur mit 
den in der entsprechenden Verfahrens-
ordnung vorgesehenen Rechtsbehelfen 
angefochten werden. Hierüber befinden 
dann wieder unabhängige Gerichte. 
 
Der Petitionsausschuss sieht nach Unter-
richtung über die Angelegenheit keinen 
Anlass zu weiteren Maßnahmen. 
 
 
15-P-2011-06028-00 
Osnabrück 
Psychiatrische Krankenhäuser 
 
 
Die Petition wurde zuständigkeitshalber 
dem Niedersächsischen  Landtag über-
wiesen. 
 
 
15-P-2011-06029-00 
Solingen 
Arbeitsförderung 
 
 
Die Petition wurde zuständigkeitshalber 
dem Deutschen Bundestag überwiesen. 
 
 
15-P-2011-06033-00 
Jüchen 
Kindergeld 
 
 
Die Petition wurde zuständigkeitshalber 
dem Deutschen Bundestag überwiesen. 
 
 
15-P-2011-06040-00 
Düsseldorf 
Krankenversicherung 
Gesundheitswesen 
 
 
Die Petition wurde zuständigkeitshalber an 
den Deutschen Bundestag überwiesen. 

15-P-2011-06072-00 
Esslingen 
Rechtspflege 
 
 
Für Familienrechtsangelegenheiten sind 
die ordentlichen Gerichte ausschließlich 
zuständig. Wegen der durch das Grund-
gesetz gewährleisteten richterlichen Un-
abhängigkeit ist es dem Petitionsaus-
schuss verwehrt, gerichtliche Entschei-
dungen zu überprüfen, zu ändern oder 
aufzuheben. Aus demselben Grund kann 
der Petitionsausschuss auch keinen Ein-
fluss auf künftige gerichtliche Entschei-
dungen oder auf die Verfahrensgestaltung 
der Gerichte nehmen. Gerichtliche Ent-
scheidungen können grundsätzlich nur 
nach den Bestimmungen der jeweiligen 
Prozessordnung durch die nächsthöhere 
gerichtliche Instanz überprüft werden. Ist 
der Instanzenzug ausgeschöpft, muss das 
Ergebnis hingenommen werden. 
 
Da auch Rechtsauskünfte vom Petitions-
ausschuss nicht erteilt werden dürfen, 
kann nur empfohlen werden, sich – wie 
bereits geschehen - anwaltlich beraten zu 
lassen. 
 
 
15-P-2011-06081-00 
Aachen 
Rechtspflege 
 
 
Nach der verfassungsmäßigen Ordnung 
der Bundesrepublik Deutschland ist die 
Rechtsprechung ausschließlich den Rich-
terinnen und Richtern anvertraut. Diese 
sind in ihren Entscheidungen unabhängig 
und nur dem Gesetz unterworfen. Die ver-
fassungsrechtliche Regelung hat zur Fol-
ge, dass richterliche Entscheidungen nur 
von den zuständigen Gerichten und nur im 
Rahmen der von der Rechtsordnung dafür 
vorgesehenen Verfahren (Beschwerde-, 
Berufungs-, Revisionsverfahren u. a.) auf-
gehoben oder abgeändert werden können. 
 
Gerichtliche Entscheidungen zu überprü-
fen, aufzuheben und abzuändern ist dem 
Petitionsausschuss aus verfassungsrecht-
lichen Gründen nicht möglich. 
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15-P-2011-06087-00 
Düsseldorf 
Rechtspflege 
 
 
Nach der verfassungsrechtlichen Ordnung 
für die Bundesrepublik Deutschland sind 
die Richterinnen und Richter in ihren Ent-
scheidungen unabhängig und nur dem 
Gesetz unterworfen (Artikel 97 des 
Grundgesetzes). Dem Petitionsausschuss 
ist es – wie jeder anderen Stelle außerhalb 
des gerichtlichen Instanzenzugs auch – 
deshalb versagt, auf gerichtliche Ent-
scheidungen Einfluss zu nehmen, sie zu 
ändern, aufzuheben oder auch nur auf ihre 
sachliche Richtigkeit zu überprüfen. Ge-
richtliche Entscheidungen können nur mit 
den in der entsprechenden Verfahrens-
ordnung vorgesehenen Rechtsbehelfen 
angefochten werden. Hierüber befinden 
dann wieder unabhängige Gerichte. 
 
Der Petitionsausschuss sieht nach Unter-
richtung über die Angelegenheit keinen 
Anlass zu weiteren Maßnahmen. 
 
 
15-P-2011-06108-00 
Dortmund 
Rechtspflege 
 
 
Nach der verfassungsrechtlichen Ordnung 
für die Bundesrepublik Deutschland sind 
die Richterinnen und Richter in ihren Ent-
scheidungen unabhängig und nur dem 
Gesetz unterworfen (Artikel 97 des 
Grundgesetzes). Dem Petitionsausschuss 
ist es – wie jeder anderen Stelle außerhalb 
des gerichtlichen Instanzenzugs auch – 
deshalb versagt, auf gerichtliche Ent-
scheidungen Einfluss zu nehmen, sie zu 
ändern, aufzuheben oder auch nur auf ihre 
sachliche Richtigkeit zu überprüfen. Ge-
richtliche Entscheidungen können nur mit 
den in der entsprechenden Verfahrens-
ordnung vorgesehenen Rechtsbehelfen 
angefochten werden. Hierüber befinden 
dann wieder unabhängige Gerichte. 
 
 
 
 
 
 

15-P-2011-06140-00 
Brühl 
Arbeitsförderung 
 
 
Die Petition wird zuständigkeitshalber dem 
Deutschen Bundestag überwiesen. Ein 
Petitionsschreiben des Herrn M. vom 
08.12.2008 ist beim Petitionsausschuss 
nicht eingegangen. 
 
 
15-P-2011-06163-00 
Wallmenroth 
Medienrecht 
 
 
Die Petition wurde zuständigkeitshalber 
dem Deutschen Bundestag überwiesen. 
 
 
15-P-2011-06170-00 
Menden 
Wasser und Abwasser 
 
 
Der Petitionsausschuss leitet die Eingabe 
von Herrn B. wunschgemäß mit der Bitte 
um Berücksichtigung im Rahmen der an-
stehenden Beratungen an die zuständigen 
Ausschüsse für Klimaschutz, Umwelt, Na-
turschutz, Landwirtschaft und Verbrau-
cherschutz sowie für Wirtschaft, Mittel-
stand und Energie weiter. 
 
 
15-P-2011-06237-00 
Düsseldorf 
Arbeitsförderung 
 
 
Die Petition wird zuständigkeitshalber dem 
Deutschen Bundestag überwiesen. 
 
 
15-P-2011-06256-00 
Hemer 
Rentenversicherung 
 
 
Die Petition wurde zuständigkeitshalber 
dem Deutschen Bundestag überwiesen. 
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